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Einleitung  
Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge sind 
seit 2015 eine maßgebliche Zielgruppe der 
Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere der 
Hilfen zur Erziehung. Dabei sind diese jun-
gen Menschen bei Eintritt in das System der 
Kinder- und Jugendhilfe in der Regel älter 
(zwischen 16 und 18 Jahre) und verbleiben 
folglich kürzer in den Erziehungshilfen als 
andere Adressatinnen und Adressaten. Die 
Herausforderungen einer gelingenden Über-
gangsgestaltung verdichten sich daher bei 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
auf einen relativ kurzen Aufenthalt im Hilfe-
system. Zugleich scheint eine gelingende 
Übergangsgestaltung für junge Flüchtlinge 
zentral für ihre Verselbstständigung und die 
Gestaltung von Zukunftsperspektiven in 
Deutschland. 

Das vorliegende Arbeitspapier dient als 
Übersicht über Unterstützungsoptionen, die 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in An-
spruch nehmen können. Es geht dabei ins-
besondere darum, Antworten auf die Frage 
zu finden, wie die Übergänge gestaltet wer-
den können, die für die Zukunftsperspektiven 
der jungen Flüchtlinge besonders richtungs-
weisend sind: Übergänge etwa zwischen 
Schule und Ausbildung und/oder Studium 
und Beruf und vor allem der Übergang aus 
der Kinder- und Jugendhilfe in die Selbst-
ständigkeit oder in andere Hilfesysteme. Das 
Arbeitspapier soll Vertreterinnen und Vertre-
tern der öffentlichen und freien Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe einen Überblick dar-
über bieten, welche Unterstützungsangebote 
ihnen im Rahmen der Hilfen zur Erziehung 
und über dieses Hilfesystem hinaus zur Ver-
fügung stehen, um unbegleitete minderjähri-
ge Flüchtlinge bedarfsgerecht, zielgerichtet 
und nachhaltig zu fördern. Erstellt wurde die-
ses Papier in erster Linie für rheinland-
pfälzische und saarländische Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendhilfe. Dort, wo keine län-
derspezifischen Regelungen zu beachten 
sind, gelten die Ausführungen gleichermaßen 
für alle Bundesländer. 

In Kapitel 1 wird aufgezeigt, warum Über-
gangsgestaltung grundsätzlich als eine der 
zentralen Aufgaben der Kinder- und Jugend-
hilfe begriffen werden muss, welche Unter-

stützungsmöglichkeiten die Kinder- und Ju-
gendhilfe bietet und welche besonderen An-
forderungen sich in diesem Zusammenhang 
bei der Betreuung unbegleiteter minderjähri-
ger Flüchtlinge ergeben. Herausgearbeitet 
wird zudem, dass Übergangsgestaltung nur 
in Kooperation mit mehreren Akteuren gelin-
gen kann und dass dem Aufbau tragfähiger 
Netzwerkstrukturen deswegen hohe Priorität 
eingeräumt werden muss. 

Kapitel 2 befasst sich mit schulischer Bil-
dung und dem Studium als wichtige Baustei-
ne gelingender gesellschaftlicher Integration. 
Der Zugang zur Schule und/oder zur Univer-
sität und die Erlangung eines Bildungs- und 
Berufsabschlusses sind zentrale Vorausset-
zungen für eine erfolgreiche Eingliederung in 
das Ausbildungssystem und den Arbeits-
markt in Deutschland.  

In Kapitel 3 wird beschrieben, wie Wege in 
eine Ausbildung oder in einen Beruf ausse-
hen können und welche Unterstützungsan-
gebote jungen Flüchtlingen ihren individuel-
len Weg erleichtern können. Da Zugänge 
zum Ausbildungs- und Arbeitsmarkt und An-
sprüche auf Unterstützungsleistungen zum 
Teil an bestimmte Aufenthaltsstatus geknüpft 
sind, empfiehlt es sich, die Ausländerbehör-
de als wichtigen Kooperationspartner bei der 
Hilfegewährung miteinzubeziehen. In einem 
Exkurs wird dieser Sachverhalt noch einmal 
ausführlich dargestellt, bevor unter den 
Überschriften „Berufsberatung“, „Berufsorien-
tierung und Berufsvorbereitung“ sowie „Be-
triebliche Berufsausbildung“ Zugänge und 
Fördermöglichkeiten aufgezeigt werden.  

Kapitel 4 widmet sich dem Thema Freiwilli-
gendienste als weitere Möglichkeit, die sich 
jungen Flüchtlingen nach Erlangung eines 
Schulabschlusses bietet. 

Abschließend wird in Kapitel 5 ein kurzer 
Blick auf Möglichkeiten der Sicherung des 
Lebensunterhaltes bzw. der finanziellen Ab-
sicherung geworfen, die für junge Flüchtlinge 
besonders dann relevant werden, wenn 
ihnen keine Kinder- und Jugendhilfeleistun-
gen mehr gewährt werden.  
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1. Übergangs-
gestaltung als  
besondere  
Anforderung in 
der Arbeit mit 
unbegleiteten 
minderjährigen 
Flüchtlingen 

Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
ist in Deutschland die Kinder- und Jugend-
hilfe verantwortlich. Ihr obliegt es, die jun-
gen Menschen in Obhut zu nehmen, ihnen 
einen sicheren und ihren Bedürfnissen an-
gepassten Lebensort zu bieten und sie auf 
ihrem Weg hin zu einer selbstständigen Le-
bensführung zu begleiten. Insbesondere 
das Ziel der Verselbstständigung schließt 
die Frage mit ein, wie der Übergang der 
jungen Flüchtlinge aus der Kinder- und Ju-
gendhilfe gelingend gestaltet werden kann.  

1.1. Profilierung der Über-
gangsgestaltung für 
junge Volljährige 

Der Übergang in ein eigenständiges Leben 
von Jugendlichen und jungen Volljährigen 
bringt für die Kinder- und Jugendhilfe eine 
besondere Gestaltungsaufgabe mit sich. Im 
Rahmen der Care Leaver-Debatte wird in-
zwischen verstärkt die fachliche Frage auf-
gegriffen, wie junge Menschen, die über die 
Kinder- und Jugendhilfe in Erziehungshilfen 
(Wohngruppen, Erziehungsstellen, Pflege-
familien oder anderen Betreuungsformen) 
betreut werden, bei der Bewältigung von 
Übergängen bestmöglich unterstützt wer-
den können. Denn in der Regel sind zum 
Zeitpunkt ihres Übergangs aus dem System 
der Kinder- und Jugendhilfe noch keine 
Ausbildungsabschlüsse erreicht oder die 
Integration in den Arbeitsmarkt ist noch 
nicht erfolgt. Zudem brauchen die jungen 
Menschen oft noch materielle Unterstützung 

und die sozialen sowie familiären Unterstüt-
zungssysteme sind häufig weniger ausge-
prägt als bei Jugendlichen, die in ihren Fa-
milien aufwachsen (vgl. Könge-
ter/Schröer/Zeller 2012). In der Übergangs-
forschung wurde die These entwickelt, 
„dass es sich bei [der Lebenslage junges 
Erwachsenenalter] weder um einen Teilab-
schnitt einer verlängerten Jugendphase, 
noch einfach um einen Ausdruck von Ver-
änderungen des Erwachsenenalters han-
delt, sondern um eine eigene Lebensphase 
im Übergang“ (Wiesner 2014, S. 5). Um die 
Anforderungen dieser Phase gelingend be-
wältigen zu können, „bedarf es einer geziel-
ten Fokussierung und Weiterentwicklung 
der Übergangsbegleitung aus stationären 
Erziehungshilfen, welche nicht mit dem 
Auszug aus der Pflegefamilie oder Wohn-
gruppe, der Erziehungsstelle oder dem Kin-
derdorf enden kann, sondern der Idee einer 
sukzessiven Vorbereitung und einer nach-
gehenden Begleitung folgen muss“ 
(Thomas 2015, S. 20).  

1.2. Besondere  
Anforderungen für  
unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge im 
Übergang 

Was als Entwicklungsaufgabe für alle jun-
gen Menschen gilt, die ihr Leben nach dem 
Bezug von Kinder- und Jugendhilfeleistun-
gen selbstständig ausgestalten sollen, gilt 
hinsichtlich der zu bewältigenden Anforde-
rungen und der Unterstützungsbedarfe in 
besonderem Maße auch für die Zielgruppe 
der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin-
ge. Die Herausforderungen in der Über-
gangsgestaltung verdichten sich bei diesen 
jungen Menschen aus verschiedenen 
Gründen. So sind die minderjährigen unbe-
gleiteten Flüchtlinge im Vergleich zu ande-
ren Kindern und Jugendlichen durchschnitt-
lich älter, wenn sie erstmalig Hilfen gemäß 
SGB VIII erhalten. Nach Angaben der Kin-
der- und Jugendhilfestatistik waren im Jahr 
2014 70,8% der Kinder und Jugendlichen, 
die unbegleitet nach Deutschland eingereist 
sind, zwischen 16 und 18 Jahre alt (vgl. 
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Statistisches Bundesamt 2015). Dies be-
deutet, dass oft nur eine relativ kurze Zeit-
spanne bis zur Volljährigkeit bleibt, die mit 
der Frage einhergeht, ob die Jugendhil-
femaßnahme weitergeführt wird. Ist dies 
nicht der Fall, ist eine Vorbereitung von ein 
bis zwei Jahren wenig, um sich danach ei-
genständig in Deutschland zurechtzufinden, 
in einer eigenen Wohnung zu leben, einen 
Schulabschluss zu schaffen, eine Ausbil-
dung oder ein Studium zu beginnen und die 
Kommunikation mit Behörden zu bewerk-
stelligen (vgl. Noske 2015, S. 23). 

Darüber hinaus kann die Volljährigkeit für 
unbegleitete Flüchtlinge einen entscheiden-
den Übergangsmarker darstellen, wenn sie 
vor Vollendung des 18. Lebensjahres nicht 
über eine Aufenthaltserlaubnis verfügen, 
sondern nur im Besitz einer Duldung sind, 
die qua Gesetz eine „vorübergehende Aus-
setzung der Abschiebung“ (§ 60a AufenthG) 
regelt. Dann nämlich fällt zumindest der 
aufgrund ihrer Minderjährigkeit bestehende 
Abschiebeschutz weg und ihr Aufenthalts-
recht muss neu bestimmt werden. Um eine 
bestmögliche Bleibeperspektive für diese 
jungen Menschen zu erreichen, muss daher 
vor ihrem 18. Geburtstag geklärt werden, 
welche Maßnahmen sich im Einzelfall auf-
enthaltsverlängernd auswirken können. Ein 
kontinuierlicher Schulbesuch, der Ausbil-
dungsstatus bzw. die Aufnahme eines Ar-
beitsverhältnisses sowie die sprachliche 
und soziale Integration sind diesbezüglich 
wichtige Aspekte. Bleibeperspektiven von 
jungen Flüchtlingen können somit maßgeb-
lich davon abhängen, wie die institutionellen 
und strukturellen Übergänge für die jungen 
Menschen ausgestaltet werden. In den Fäl-
len, in denen die Leistungsgewährung der 
Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen der 
Hilfe für junge Volljährige nach § 41 SGB 
VIII auch nach dem Erreichen der Volljäh-
rigkeit weitergeführt wird, stellt nicht die 
Volljährigkeit, sondern das Ende der jewei-
ligen Jugendhilfemaßnahme den Über-
gangsmarker dar.  

Des Weiteren bedeutet das Ende der Kin-
der- und Jugendhilfe für junge Flüchtlinge, 
dass „nicht mehr das Jugendamt, sondern 
ein anderer Leistungsträger – meist das 
Sozialamt – zuständig wird. Einen Vormund 
haben die jungen Erwachsenen zu diesem 

Zeitpunkt im Normalfall nicht mehr, da die 
Vormundschaft in der Regel mit dem 18. 
Geburtstag endet. Die jungen Volljährigen 
bekommen neue Ansprechpartner/-innen, 
für die es plötzlich keine Rolle mehr spielt, 
dass sie als unbegleitete Minderjährige 
nach Deutschland gekommen sind und bis 
vor kurzem noch als ‚besonders schutzbe-
dürftig‘ galten“ (Noske 2015, S. 23). Hin-
sichtlich der Ausgestaltung von Übergängen 
gilt es hier verstärkt in den Blick zu nehmen, 
welche Begleitung und Unterstützung die 
jungen Flüchtlinge auch nach der Kinder- 
und Jugendhilfe benötigen, um mit den an 
sie gestellten Anforderungen umgehen zu 
können. 

Bilanzierend kann festgehalten werden, 
dass die Kinder- und Jugendhilfe bei der 
Vorbereitung und Ausgestaltung des Über-
gangs unbegleiteter minderjähriger Flücht-
linge in ein selbstständiges Leben einen 
wichtigen Beitrag leistet. Ihre Aufgabe ist 
es, schon frühzeitig die Weichen für eine 
gelingende Integration und – für die Be-
troffenen selbst meist noch entscheidender 
– die Bleibeperspektiven der jungen Flücht-
linge zu stellen. Die Frage der Übergangs-
gestaltung ist für die Mehrzahl der unbeglei-
teten minderjährigen Flüchtlinge somit eine 
Fragestellung, die es stringent zu bearbei-
ten gilt. 

1.3. Planung und  
Steuerung der Hilfe  
unter dem Fokus der 
Übergangsgestaltung   

Eine zentrale Aufgabe der Kinder- und Ju-
gendhilfe ist der Auf- und Ausbau bedarfs-
gerechter und effektiver Hilfeangebote für 
junge Menschen und ihre Familien. Um der 
Planungs- und Steuerungsverantwortung 
des öffentlichen Jugendhilfeträgers (vgl. § 
79 SGB VIII) nachzukommen, benennt das 
Kinder- und Jugendhilfegesetz eine ganze 
Reihe von Möglichkeiten und bietet 25 Jah-
re nach seiner Einführung erprobte Instru-
mente der Planung und Steuerung, um auf 
die spezifischen Bedarfe von jungen Men-
schen zielführend reagieren zu können. 
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Mit dem Hilfeplanverfahren nach § 36 SGB 
VIII steht der Kinder- und Jugendhilfe ein 
solches Instrument zur einzelfallbezogenen 
Steuerung von Hilfen zur Verfügung. Ziel 
der regelmäßig stattfindenden Hilfeplange-
spräche ist es, unter Beteiligung der jungen 
Menschen ihre individuellen Hilfebedarfe 
herauszuarbeiten, um diesen mit den viel-
fältigen Unterstützungsoptionen der Hilfen 
zur Erziehung angemessen begegnen zu 
können. Unter Berücksichtigung der spezifi-
schen Situation von unbegleiteten minder-
jährigen Flüchtlingen sowie den daran an-
schließenden Anforderungen an die Über-
gangsgestaltung und Integration gilt es, im 
Hilfeplanungsprozess folgende Aspekte 
(gemäß den Empfehlungen der Bundesar-
beitsgemeinschaft Landesjugendämter 
2014) besonders zu fokussieren und ent-
sprechend der jeweiligen Situation des jun-
gen Menschen zu planen: 

 Sicherung des Aufenthalts 
 Erwerb deutscher Sprachkenntnisse 
 Erwerb eines qualifizierten Schulab-

schlusses trotz möglicher geringer 
Vorbildung 

 Gelingender Übergang von der 
Schule in die Ausbildung 

 Berufliche Qualifizierung 
 Integration in die deutsche Gesell-

schaft 
 Ggf. Unterstützung bei freiwilliger 

Rückkehr oder Resettlement 
 Umgang mit traumatischen Erfah-

rungen 
 Übersicht über Beratungsangebote 
 Förderung der Kontakte zur Her-

kunftsfamilie 
 Pflege der religiösen und kulturellen 

Identität 
 Hilfe bei der Persönlichkeitsentwick-

lung und zu einer eigenverantwortli-
chen Lebensführung 

Hinsichtlich der Übergangsgestaltung sollte 
im Rahmen der Hilfeplanung darauf geach-
tet werden, dass möglichst nicht zu viele 
Übergänge (Ende der Jugendhilfemaßnah-
me, Einzug in neue Wohnung, Ausbil-
dungsbeginn etc.) gleichzeitig bewältigt 
werden müssen, sondern diese bestmöglich 
nacheinander bearbeitet werden können. 

Neben diesen Aspekten, die es im gesam-
ten Hilfeverlauf zu beachten gilt, stellt sich 
bei jedem Hilfeplangespräch auch die Fra-
ge, ob die gewählte Hilfeart weiterhin ge-
eignet und notwendig ist. Ein Einschnitt ist 
auch hier der 18. Geburtstag. Die Folgen, 
die eine mögliche Beendigung der Hilfe 
aufgrund der eintretenden Volljährigkeit ha-
ben kann, sollten daher frühzeitig im Hilfe-
planverfahren Berücksichtigung finden.  
 

Unterstützungsmöglichkeiten im  
Rahmen der Hilfe für junge Volljährige 
nach § 41 SGB VIII 

Mit Erreichen der Volljährigkeit gilt es zu 
klären, ob weiterhin ein Hilfebedarf im 
Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe be-
steht und somit eine Unterstützung über 
das 18. Lebensjahr hinaus notwendig ist. 
Auch unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
haben – unabhängig von ihrem Aufenthalts-
status – einen Anspruch auf eine Fortset-
zung der Erziehungshilfen über die Volljäh-
rigkeit hinaus. Durch den § 41 SGB VIII ha-
ben junge Volljährige einen subjektiven 
Rechtsanspruch, den es im Sinne einer „Hil-
fe für die Persönlichkeitsentwicklung und zu 
einer eigenverantwortlichen Lebensführung 
[zu gewähren gilt], wenn und solange die 
Hilfe aufgrund der individuellen Situation 
des jungen Menschen notwendig ist“ (§ 41 
Abs. 1 SGB VIII). 

„Der Gesetzgeber hat die weite Begrifflich-
keit ‚individuelle Situation des jungen Men-
schen‘ bewusst verwendet, um einen mög-
lichst großen Kreis an jungen Volljährigen 
zu erfassen“ (Rosenbauer/Schiller 2016, S. 
2). Anspruchsvoraussetzungen lassen sich 
damit zwar kaum präzise beschreiben, die 
rechtlichen Kommentierungen zu § 41 SGB 
VIII (vgl. Wiesner 2011, Tammen 2013) be-
nennen aber Fallgruppen, die ausdrücklich 
Adressaten der Hilfe für junge Volljährige 
sind. Dazu gehören insbesondere Care 
Leaver, die ganz oder teilweise bis zur Voll-
jährigkeit in der stationären Jugendhilfe 
aufgewachsen sind und weitere Unterstüt-
zung bei der Verselbstständigung benöti-
gen, junge Menschen, deren Eingliederung 
in die Arbeitswelt aufgrund schulischer, be-
ruflicher oder sonstiger Abbrüche nicht er-
reicht werden konnte oder gefährdet scheint 
sowie Jugendliche, die mit problembelaste-
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ten Lebenslagen wie z. B. gesundheitlichen 
Einschränkungen, seelischen Belastungen 
oder psychischen Störungen konfrontiert 
sind (vgl. ebd.). Die benannten Aspekte 
greifen auch typische Lebenssituationen 
junger Flüchtlinge auf, die eine Grundlage 
für eine Hilfegewährung nach § 41 SGB VIII 
bilden können.  

Ebenfalls im § 41 SGB VIII geregelt ist die 
Nachbetreuung, die vorsieht, dass junge 
Volljährige nach Beendigung der Jugendhil-
fe noch weiter beraten und betreut werden 
können (vgl. § 41 Abs. 3 SGB VIII). Dies 
soll dazu dienen, die Wirksamkeit der bis 
dahin geleisteten Hilfe zu sichern und den 
Übergang junger Menschen in die Selbst-
ständigkeit zu erleichtern, indem sie in Not-
fällen und Einzelfragen weiter Unterstüt-
zung von der gewohnten Bezugsperson 
erhalten. Hilfe für junge Volljährige oder 
Nachbetreuungshilfe werden in der Regel 
bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres 
gewährt, sind aber in „begründeten Einzel-
fällen“ bis zur Erreichung des 27. Lebens-
jahres möglich. 

Die fachlichen Ausführungen zeigen, dass 
die im Rahmen der Hilfe für junge Volljähri-
ge gewährten Unterstützungsleistungen für 
die Gestaltung des Übergangs in die 
Selbstständigkeit auch für junge Flüchtlinge 
eine wichtige Ressource darstellen können. 
Allerdings macht der 14. Kinder- und Ju-
gendbericht des Bundes darauf aufmerk-
sam, dass es hinsichtlich der Gewährungs-
praxis von Hilfe für junge Volljährige große 
regionale Disparitäten gibt (vgl. Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 2013, S. 351). Auch Nüsken ver-
weist darauf, dass „stark schwankende 
Fallzahlen, große Unterschiede (Disparitä-
ten) in der Gewährung solcher Hilfen in den 
Kommunen und wiederholt politisch-
fiskalisch motivierte Einschränkungsversu-
che darauf hinweisen, dass entgegen der 
Intention des Gesetzgebers, mittels solcher 
Hilfen die Situation von jungen Erwachse-
nen nachhaltig zu verbessern, in der Praxis 
teilweise ein eher ‚stiefkindlicher‘ Umgang 
mit diesen Hilfen vorzufinden ist“ (Nüsken 
2014, S. 7). Die Ausgestaltung der Jugend-
hilfepraxis sowie die fachliche Positionie-
rung vor Ort haben somit einen Einfluss 

darauf, inwiefern das Potenzial der Hilfe für 
junge Volljährige genutzt wird. 
 
Unterstützungsmöglichkeiten im  
Rahmen der Jugendsozialarbeit nach  
§ 13 SGB VIII 

Wie im Kinder- und Jugendhilfegesetz defi-
niert, ist das Ziel der Jugendsozialarbeit, 
„jungen Menschen, die zum Ausgleich sozi-
aler Benachteiligungen oder zur Überwin-
dung individueller Beeinträchtigungen in 
erhöhtem Maße auf Unterstützung ange-
wiesen sind, […] im Rahmen der Jugendhil-
fe sozialpädagogische Hilfen [anzubieten], 
die ihre schulische und berufliche Ausbil-
dung, Eingliederung in die Arbeitswelt und 
ihre soziale Integration fördern“ (§ 13 Abs. 1 
SGB VIII). Die Leistungen der Jugendsozi-
alarbeit können bis zum 27. Lebensjahr ge-
währt werden. Die Jugendsozialarbeit bietet 
somit ein großes Repertoire an sozialpäda-
gogischen Hilfen, die auch junge Flüchtlinge 
dabei unterstützen können, Übergangssitu-
ationen erfolgreich zu bewältigen. In allen 
Handlungsfeldern – schulische Bildung, be-
rufliche Ausbildung, Eingliederung in die 
Arbeitswelt und soziale Integration – kön-
nen Jugendmigrationsdienste, die Jugend-
berufshilfe und die Schulsozialarbeit einen 
wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen In-
tegration dieser jungen Menschen leisten.  

Das sozialpädagogisch begleitete Jugend-
wohnen (vgl. § 13 Abs. 3 SGB VIII) ist ein 
weiteres Unterstützungsangebot im Leis-
tungsbereich der Jugendsozialarbeit. Es 
bietet jungen Menschen, „die für die Dauer 
ihrer schulischen oder beruflichen Maß-
nahme oder zur beruflichen Eingliederung 
ihre Familie bzw. ihren bisherigen Wohnort 
verlassen und an einem anderen Ort auf 
sich alleine gestellt eine Wohnung suchen 
und ihren Alltag gestalten (müssen)“ (de 
Paz Martínez/Höblich 2010, S. 10), Unter-
kunft und sozialpädagogische Begleitung. 
Für junge Flüchtlinge, die ohne Eltern oder 
andere sorgeberechtigte Person nach 
Deutschland gekommen sind und die einen 
schulischen oder beruflichen Einstieg ge-
schafft haben, kann dieses Angebot eine 
bedarfsgerechte Hilfe sein. Wie die Ausfüh-
rungen allerdings auch zeigen, ist das Ju-
gendwohnen eine voraussetzungsvolle Hil-
feform und somit nicht für alle jungen Men-
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schen gleichermaßen geeignet. So bedarf 
es etwa eines relativ hohen Grades an Ver-
selbstständigung und guter Perspektiven für 
eine erfolgreiche Integration in das Schul- 
oder Ausbildungssystem. Demnach muss 
auch hinsichtlich des Jugendwohnens sorg-
fältig geprüft werden, ob dies die passende 
Hilfeform für den individuellen Bedarf des 
jungen Menschen darstellt.  
 
Aufbau von sozialen Unterstützungssys-
temen zur Begleitung und  
Absicherung von Übergängen 

Die Verselbstständigung der Jugendlichen 
im Kontext der Hilfen zur Erziehung zielt 
darauf ab, dass sie nach Ende der Jugend-
hilfemaßnahme ein eigenständiges Leben 
führen können. Oft liegt der Schwerpunkt 
der Arbeit auf der Vermittlung von alltags-
praktischen Fähigkeiten, wie etwa der 
Haushaltsführung oder dem Umgang mit 
Geld. Auf den Aufbau von stabilen sozialen 
Netzwerken wird in der Hilfeausgestaltung 
sowie in der Vorbereitung des Übergangs 
zumeist eher randständig eingegangen. So 
kann dem momentanen Konzept der 
Selbstständigkeit vorgeworfen werden, dass 
es den jungen Menschen in einer Art Vaku-
um sieht, in dem sämtliche Verantwortung 
für das Gelingen eines eigenständigen Le-
bens von den alltagspraktischen Fähigkei-
ten des Care Leavers abhängt, anstatt ihn 
in seinem sozialen Gefüge zu sehen, wel-
ches vom Care Leaver für seine Belange 
genutzt werden kann (vgl. Thomas 2013, S. 
44). Die Frage für alle jungen Menschen in 
Jugendhilfemaßnahmen und im besonderen 
Maße auch für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge ist, wie über die Förderung von 
tragfähigen Beziehungen zu Peers sowie 
den Einbezug von Patinnen und Paten bzw. 
Mentorinnen und Mentoren und anderen 
wichtigen Unterstützerinnen und Unterstüt-
zern ein Netzwerk aufgebaut werden kann, 
das auch dann noch trägt, wenn die Ju-
gendhilfemaßnahme beendet ist. Diese 
Frage muss für die Gruppe der unbegleite-
ten Flüchtlinge umso dringender diskutiert 
werden, da sie sich ohne ihre Eltern in 
Deutschland aufhalten und verwandte Per-
sonen nicht unbedingt in ihrer räumlichen 
Nähe leben. Die enge Begleitung, die un-
begleitete minderjährige Flüchtlinge in der 

Kinder- und Jugendhilfe durch professionel-
le Fachkräfte erfahren, muss im Übergang 
aus diesem Hilfesystem zumindest ansatz-
weise durch ein nicht-professionelles sozia-
les Netzwerk ersetzt werden, um allzu gro-
ße Brüche zu vermeiden. Aufgabe der Kin-
der- und Jugendhilfe muss neben der sozi-
alpädagogischen Unterstützung der jungen 
Menschen folglich auch sein, den Übergang 
aus einem stark von professionellen Bin-
dungen geprägten Kontext in ein mehrheit-
lich über private Bindungen bestimmtes Le-
bensumfeld vorzubereiten. Hierbei handelt 
es sich – wie im nächsten Abschnitt noch 
einmal verdeutlicht wird – um eine Koopera-
tionsaufgabe, die insbesondere das Zu-
sammenwirken der Kinder- und Jugendhilfe 
mit Vereinen und ehrenamtlichen Initiativen 
erfordert, aber auch mit anderen Akteuren, 
die niedrigschwellige Zugänge zu Bera-
tungs- und Unterstützungsangeboten bie-
ten. Zielperspektive wäre, dass jeder junge 
Mensch auch nach Hilfeende auf Personen 
zurückgreifen kann, die im Bedarfsfall un-
terstützend tätig sein können und bei Fra-
gen und Anliegen ansprechbar sind. Auch 
dieser Aspekt der Übergangsgestaltung 
sollte im Kontext der Hilfeplanung bearbei-
tet werden. 

1.4. Übergangsgestaltung 
als Kooperations-
aufgabe  

Aus der Beschreibung der vielfältigen An-
forderungen, die in der Arbeit mit unbeglei-
teten minderjährigen Flüchtlingen mit der 
Ausgestaltung von Übergängen einherge-
hen, ist klar geworden, dass die Planungs- 
und Gesamtverantwortung für diese jungen 
Menschen bei der Kinder- und Jugendhilfe 
liegt. Diese ist aber zwingend auf die enge 
Zusammenarbeit mit einer Vielzahl anderer 
Akteure und Leistungsträger angewiesen, 
um die anstehenden Aufgaben angemes-
sen bewältigen zu können. Eine gelingende 
sprachliche, berufliche und soziale Integra-
tion und damit letztlich eine tatsächliche 
Teilhabe am gesellschaftlichen, wirtschaftli-
chen und kulturellen Leben in Deutschland 
setzen das Zusammenspiel vieler Institutio-
nen und Akteure voraus. 
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Die Kinder- und Jugendhilfe braucht ver-
lässliche Kooperationen mit anderen Institu-
tionen und Akteuren. Insbesondere die 
Schnittstellen zur Schule, zur Arbeitsverwal-
tung (Arbeitsagenturen, Jobcenter, Kam-
mern) und zu Vereinen und ehrenamtlichen 
Initiativen sind zu profilieren. Zudem kommt 
der Ausländerbehörde hinsichtlich der Klä-
rung und möglicherweise auch der Verbes-
serung von Aufenthaltsperspektiven unbe-
gleiteter minderjähriger Flüchtlinge eine 
zentrale Bedeutung zu (für mehr Informati-
onen zur Bedeutung der Kooperation mit 
der Ausländerbehörde siehe Kapitel 3.1). 
Und schließlich können Jugendmigrations-
dienste und Migrantenselbstorganisationen 
wichtige Ansprechpartner bei migrations-
spezifischen Belangen sein.  

Wichtig ist, dass die Kinder- und Jugendhil-
fe frühzeitig tragfähige Netzwerkstrukturen 
aufbaut, um unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge auf ihrem Weg in die Selbst-
ständigkeit gut begleiten zu können. Neben 
der Koordination dieser Netzwerke besteht 
die Herausforderung darin, sich vor Ort ei-
nen Überblick über die vielfältigen Pro-
gramme, Initiativen und Projekte für junge 
Flüchtlinge zu verschaffen, um die jungen 
Menschen gezielt vermitteln zu können. 

Die erfolgreiche Integration junger Flücht-
linge im Allgemeinen und die Übergangsge-
staltung im Besonderen stellen gesamtge-
sellschaftliche Aufgaben dar, die nur in ge-
meinsamer Verantwortung aller beteiligten 
Akteure zu bewältigen sind. In den folgen-
den Kapiteln wird anhand vielfältiger Unter-
stützungsmöglichkeiten aufgezeigt, welche 
Schnittstellen dabei besonders wichtig sind 
und warum es dringend notwendig ist, diese 
in Kooperation auszugestalten.  

2. Schule/Studium   
Der Beschulung unbegleiteter minderjähri-
ger Flüchtlinge kommt im Zusammenhang 
mit der Frage der Übergangsgestaltung ei-
ne große Bedeutung zu. Schulische Bildung 
und dabei insbesondere das Erlernen der 
deutschen Sprache und die Erlangung ei-
nes Schulabschlusses sind wichtige Vo-
raussetzungen für einen erfolgreichen Ein-
stieg in den deutschen Ausbildungs- und 

Arbeitsmarkt, die wiederum eng mit sozialer 
und gesellschaftlicher Integration zusam-
menhängen. Allein aus diesem Grund sollte 
die Frage der Beschulung unbegleiteter 
minderjähriger Flüchtlinge bei der Hilfege-
währung und  
-planung hohe Priorität haben. Zudem gilt 
es, die spezifischen Fördermöglichkeiten zu 
berücksichtigen, die im schulischen Kontext 
für junge Flüchtlinge angeboten werden. Im 
Folgenden werden – nach den beiden Bun-
desländern Rheinland-Pfalz und Saarland 
getrennt – allgemeine Regelungen zur Be-
schulung unbegleiteter minderjähriger 
Flüchtlinge sowie Fördermaßnahmen in 
allgemeinbildenden und berufsbildenden 
Schulen vorgestellt. Abschließend wird je-
weils kurz erläutert, was junge Flüchtlinge 
bei der Aufnahme eines Studiums beachten 
müssen.     

Die Schulpflicht ist aufgrund der Kulturho-
heit der Länder in jeweils eigenen Länder-
gesetzen geregelt. Es gibt sechzehn unter-
schiedliche Schulgesetze und folglich auch 
Unterschiede in der praktischen Ausgestal-
tung der Beschulung junger Menschen. 
Auch die Konzepte zum Schulbesuch von 
Flüchtlingen sind von Land zu Land unter-
schiedlich und lassen kaum allgemeingülti-
ge Aussagen zu.  

In Deutschland gilt die Schulpflicht, wobei 
zwischen der Vollzeitschulpflicht und der 
Berufsschulpflicht unterschieden wird. Die 
Vollzeitschulpflicht beginnt mit dem Schul-
jahr, in dem ein Kind das sechste Lebens-
jahr vollendet hat oder es bis zu einem be-
stimmten Zeitpunkt vollenden wird und be-
trägt in der Regel neun bzw. zehn Vollzeit-
schuljahre. Daran schließt sich die Berufs-
schulpflicht (Teilzeitschulpflicht) an, die 
durch den weiteren Besuch einer allge-
meinbildenden Schule (Sekundarstufe II) 
ersetzt werden kann. Die Berufsschulpflicht 
endet im Regelfall mit dem Abschluss einer 
Berufsausbildung bzw. nach zwei oder drei 
Jahren mit Vollendung des 18. Lebensjah-
res oder mit dem Ende des Schuljahres, in 
dem das 18. Lebensjahr vollendet wird. 
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2.1. Rheinland-Pfalz  

2.1.1. Beschulung unbegleiteter 
minderjähriger Flüchtlinge  

Im Schulgesetz des Landes Rheinland-
Pfalz heißt es bezüglich der Pflicht zum 
Schulbesuch: 

„Der Besuch einer Schule ist Pflicht für alle 
Kinder, Jugendlichen und Heranwachsen-
den, die in Rheinland-Pfalz ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt haben; völ-
kerrechtliche Bestimmungen und zwischen-
staatliche Vereinbarungen bleiben unbe-
rührt.“ (§ 56 Abs. 1 SchulG) 

Weiter heißt es:   

„Die Pflicht zum Schulbesuch besteht für 
Kinder von Asylbewerberinnen und Asylbe-
werbern und sich ohne ihre Eltern in Rhein-
land-Pfalz aufhaltende Kinder und Jugendli-
che, die einen Asylantrag gestellt haben, 
sobald sie einer Gemeinde zugewiesen sind 
und solange ihr Aufenthalt gestattet ist. Für 
ausreisepflichtige Kinder und Jugendliche 
besteht die Pflicht zum Schulbesuch bis zur 
Erfüllung ihrer Ausreisepflicht. Im Übrigen 
unterliegen Kinder von Ausländerinnen und 
Ausländern der Pflicht zum Schulbesuch, 
sofern die Voraussetzungen des Absatzes 1 
vorliegen.“ (§ 56 Abs. 2 SchulG) 

Kinder und Jugendliche, die in Landeserst-
aufnahmeeinrichtungen leben, unterliegen 
in Rheinland-Pfalz nicht der Schulpflicht, 
sondern haben ein Schulbesuchsrecht, das 
durch die Entsendung von Lehrkräften in 
die Landeserstaufnahmeeinrichtungen ge-
währleistet wird. Für unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge setzt die Schulpflicht erst 
nach Beendigung der vorläufigen Inobhut-
nahme ein, d.h. mit Inobhutnahme durch 
das Jugendamt, das nach der bundeswei-
ten Verteilung des jungen Menschen für 
diesen zuständig erklärt wird. Anzustreben 
ist eine möglichst schnelle Integration be-
gleiteter und unbegleiteter Flüchtlingskinder 
in die Regelbeschulung.  

Kinder und Jugendliche, die während des 
Schuljahres nach Deutschland einreisen, 
können in Rheinland-Pfalz zu einem belie-
bigen Zeitpunkt im Schuljahr in die Schule 
aufgenommen werden. 
 

Regelungen und Vorgehen bei der  
Suche nach einer geeigneten Schule  

Schülerinnen und Schüler, deren Mutter-
sprache oder Herkunftssprache nicht 
Deutsch ist, werden in Rheinland-Pfalz 
grundsätzlich in die ihrem Alter und ihrem 
bisherigen Bildungsgang entsprechende 
Klassenstufe aufgenommen. 1  Sobald be-
gleitete oder unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge einer Kommune zugewiesen 
worden sind, erfolgt die Aufnahme an einer 
Schule nach dem gleichen Prinzip wie für 
Kinder und Jugendliche mit deutscher 
Staatsangehörigkeit. Flüchtlingskinder im 
Grundschulalter besuchen die Grundschule 
in ihrem Wohnbezirk. Bei den weiterführen-
den Schulen besteht in Rheinland-Pfalz 
Wahlfreiheit. Beraten werden Eltern, Perso-
nensorgeberechtigte oder Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendhilfe zunächst immer 
von der von ihnen zuerst angewählten 
Schule. In Rheinland-Pfalz sind allgemein-
bildende Schulen grundsätzlich verpflichtet, 
Schülerinnen und Schüler im Rahmen ihrer 
Aufnahmekapazität (vgl. § 10 Abs. 2 
ÜSchO) aufzunehmen, die in ihrem Schul-
bezirk ihren Wohnsitz haben.  

Das Berufsvorbereitungsjahr (BVJ), das an 
berufsbildenden Schulen stattfindet, ist für 
junge Flüchtlinge ohne Schulabschluss be-
sonders relevant. Hier erhalten sie die Mög-
lichkeit, ihre Schulpflicht zu erfüllen, die mit 
dem einjährigen Besuch des BVJ endet, 
und einen Hauptschulabschluss zu erwer-
ben. Volljährige Schülerinnen und Schüler 
werden in Rheinland-Pfalz nicht mehr im 
BVJ aufgenommen.  

Grundsätzlich gilt, dass unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge – wie auch begleitete 
Flüchtlingskinder – in das Regelschulsys-
tem integriert werden. Eine Zuweisung in 
Förderschulen ist nur zulässig, wenn ein 
spezifischer sonderpädagogischer Förder-
bedarf festgestellt werden kann.  

                                                        
1 Neben dem rheinland-pfälzischen Schulgesetz ist hier vor 
allem auf die Verwaltungsvorschrift „Unterricht von Schüle-
rinnen und Schülern mit Migrationshintergrund“ des Minis-
teriums für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kul-
tur vom 20. September 2015 hinzuweisen: 
http://migration.bildung-
rp.de/fileadmin/user_upload/migration.bildung-
rp.de/geaenderte_VV_Unterricht_von_Schuelerinnen_und
_Schuelern_mit_Migrationshintergrund_September_2015.
pdf 

http://migration.bildung-rp.de/fileadmin/user_upload/migration.bildung-rp.de/geaenderte_VV_Unterricht_von_Schuelerinnen_und_Schuelern_mit_Migrationshintergrund_September_2015.pdf
http://migration.bildung-rp.de/fileadmin/user_upload/migration.bildung-rp.de/geaenderte_VV_Unterricht_von_Schuelerinnen_und_Schuelern_mit_Migrationshintergrund_September_2015.pdf
http://migration.bildung-rp.de/fileadmin/user_upload/migration.bildung-rp.de/geaenderte_VV_Unterricht_von_Schuelerinnen_und_Schuelern_mit_Migrationshintergrund_September_2015.pdf
http://migration.bildung-rp.de/fileadmin/user_upload/migration.bildung-rp.de/geaenderte_VV_Unterricht_von_Schuelerinnen_und_Schuelern_mit_Migrationshintergrund_September_2015.pdf
http://migration.bildung-rp.de/fileadmin/user_upload/migration.bildung-rp.de/geaenderte_VV_Unterricht_von_Schuelerinnen_und_Schuelern_mit_Migrationshintergrund_September_2015.pdf
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Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe, 
haupt- und ehrenamtliche Helferinnen und 
Helfer sowie die Migrationsfachdiens-
te/Migrationsberatungsstellen sind bei der 
Schulanmeldung der schulpflichtigen 
Flüchtlingskinder unterstützend tätig. Die 
Suche nach einer geeigneten Schule für 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge und 
deren Schulanmeldung erfolgen durch 
Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe. In 
den Handlungsempfehlungen zum Umgang 
mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin-
gen der Bundesarbeitsgemeinschaft Lan-
desjugendämter heißt es, dass die „Klärung 
einer geeigneten Beschulung […] bereits 
während der Clearingphase in den Blick 
genommen werden [soll]“ (Bundesarbeits-
gemeinschaft Landesjugendämter 2014, S. 
26). 

In Rheinland-Pfalz richtet die Schulaufsicht 
in der Aufsichts- und Dienstleistungsdirekti-
on (ADD) in allen Regionen, in denen dazu 
Bedarf besteht, Runde Tische ein, die 
Schulen vor Ort mit weiteren lokalen Akteu-
ren wie den Schulträgern, der Kinder- und 
Jugendhilfe oder den lokalen Integrations-
beauftragten zusammenbringen. Ziel dieser 
Runden Tische ist es, weitere, gegebenen-
falls schulübergreifende Deutsch-
Intensivkurse einzurichten und die damit 
verbundenen Fragen, wie z.B. die Schüler-
beförderung, gemeinsam mit den Trägern 
zu klären. Hierdurch erhalten die Schulen 
auch Unterstützung in organisatorischen 
Belangen. Aktuell sind im Land 43 Runde 
Tische eingerichtet. 

2.1.2. Fördermaßnahmen in  
allgemeinbildenden und  
berufsbildenden Schulen   

 
Gezielte Förderung des Spracherwerbs  

Das schnelle Erlernen der deutschen Spra-
che ist eine zentrale Voraussetzung für eine 
gelingende Integration neu zugewanderter 
Schülerinnen und Schüler. Durch den Be-
such allgemeinbildender oder berufsbilden-
der Schulen erhalten junge Flüchtlinge die 
Möglichkeit, im täglichen Austausch mit 
Muttersprachlerinnen und Muttersprachlern 
die deutsche Sprache zu lernen.  

Zusätzlich werden in Rheinland-Pfalz ge-
zielt Sprachförderangebote für Schülerinnen 
und Schüler mit Migrationshintergrund und 
zum Teil auch speziell für junge Flüchtlinge 
bereitgestellt. 

Im Rahmen der Sprachförderung liegt der 
Schwerpunkt dabei auf den sogenannten 
Deutsch-Intensivkursen, die einen Umfang 
von 10 bis 20 Lehrerwochenstunden haben. 
Die Schulaufsicht hat für diese Maßnahme 
zusätzliche Mittel zugewiesen bekommen, 
die es ermöglichen sollen, Deutsch-
Intensivkurse im laufenden Schuljahr 
schnell und unbürokratisch einzurichten. 
Die Deutsch-Intensivkurse werden durch 
die Schulaufsicht bedarfsgerecht an allen 
Schularten in Rheinland-Pfalz eingerichtet. 
Sie werden an einzelnen Schulen und teil-
weise auch schulübergreifend für benach-
barte Schulstandorte organisiert. Schülerin-
nen und Schüler, die einen Deutsch-
Intensivkurs besuchen, nehmen in einzel-
nen Stunden auch am Regelunterricht der 
Klasse teil. Dies ist meist in Fächern wie 
Sport, Musik, Kunst und teilweise auch im 
Mathematik- und Englischunterricht mög-
lich. Ziel dieses integrativen Ansatzes ist es, 
Schülerinnen und Schülern ohne Deutsch-
kenntnisse von Beginn an eine intensive 
Sprachförderung zu ermöglichen und 
dadurch ihre Integration zu fördern. Darüber 
hinaus werden zwei- und vierstündige 
Sprachförderkurse für Schülerinnen und 
Schüler mit fortgeschrittenen Deutsch-
kenntnissen angeboten. 

Zusätzliche Angebote wie Feriensprachkur-
se und die qualifizierte Hausaufgabenhilfe 
gehören heute ebenfalls zum Angebot vieler 
Schulen. Seit 2009 werden in Rheinland-
Pfalz für Kinder und Jugendliche, die wäh-
rend des Schuljahres ohne deutsche 
Sprachkenntnisse oder mit geringen 
Sprachkenntnissen in die Schulen kommen, 
in den Ferien zusätzlich Intensivsprachkur-
se an den Volkshochschulen angeboten. 
Diese Initiative ergänzt die tägliche schuli-
sche Sprachförderung und soll den be-
troffenen Kindern den Einstieg in den 
Schulalltag erleichtern und ihre Teilnahme 
am Unterricht verbessern. Für Kinder in der 
Grundschule, insbesondere für die mit Mig-
rationshintergrund, kann im Umfang von 
drei Stunden wöchentlich eine qualifizierte 
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Hausaufgabenhilfe mit spielerischem Kom-
munikationstraining eingerichtet werden. 
Eine Gruppe umfasst in der Regel acht bis 
zwölf Kinder.2 

Flüchtlinge, die in Rheinland-Pfalz am Be-
rufsvorbereitungsjahr (BVJ) teilnehmen, 
erhalten dort eine intensive Sprachförde-
rung im Umfang von 15 bis 20 Stunden pro 
Woche, vorzugsweise von Lehrkräften mit 
dem Zertifikat „Deutsch als Zweitsprache“. 
Bereits während der Sprachfördermaßnah-
men werden die jungen Flüchtlinge sukzes-
sive in den Regelunterricht, vor allem im 
fachpraktischen Bereich, integriert. Die 
Sprachförderung orientiert sich am Ge-
meinsamen Europäischen Referenzrahmen 
und zielt zunächst auf die Vermittlung ele-
mentarer Sprachkenntnisse auf dem Niveau 
A1 - A2. 
 
Berufsorientierung und Berufsvorberei-
tung   

Hinsichtlich der Berufsorientierung und der 
Berufsvorbereitung junger Menschen 
kommt der Institution Schule eine wichtige 
Rolle zu. Berufsorientierung ist im Rahmen 
der Allgemeinbildung im Curriculum und 
Lehrplan verankert und wird insbesondere 
durch die im Lehrplan vorgesehenen Be-
triebspraktika gefördert. Die Berufsorientie-
rung und -vorbereitung ist auch ein primä-
res Lernziel der berufsbildenden Schulen, 
durch die junge Menschen bei der Berufs-
wahl unterstützt und die Voraussetzungen 
für die erfolgreiche Aufnahme einer Berufs-
ausbildung, die Aufnahme eines Studiums 
oder den Einstieg in das Berufsleben ge-
schaffen werden sollen. Das Berufsvorbe-
reitungsjahr (BVJ) dient sowohl der Erweite-
rung der Allgemeinbildung als auch dem 
Erwerb grundlegender Schlüsselqualifikati-
onen und beruflichen Grundwissens in einer 
oder mehreren Berufsgruppen. Neben der 
Schule gibt es viele weitere Möglichkeiten 
zur Berufsorientierung und Berufsvorberei-
tung. In diesem Kontext spielt die Bunde-
sagentur für Arbeit mit ihren Ausbildungs- 

                                                        
2 Weitere Informationen zur Sprachförderung für Schüle-
rinnen und Schüler mit Migrationshintergrund in Rheinland- 
Pfalz gibt es unter http://migration.bildung-rp.de. 

und Jobbörsen3, Beratungsangeboten und 
weiteren Unterstützungsmöglichkeiten beim 
Einstieg in den Ausbildungs- und Arbeits-
markt eine zentrale Rolle. Hinsichtlich einer 
gelingenden Übergangsgestaltung ist hier 
das Zusammenwirken von Kinder- und Ju-
gendhilfe, Schule, der Bundesagentur für 
Arbeit sowie ggf. auch ortsansässigen Be-
trieben in den Blick zu nehmen.  

Weitere Informationen zu außerschulischen 
Angeboten der Berufsberatung, Berufsori-
entierung und Berufsvorbereitung finden 
sich im Kapitel 3.      
  
Erlangung eines Schulabschlusses 

Der Besuch allgemeinbildender und berufs-
bildender Schulen endet in der Regel mit 
der Erlangung eines Schulabschlusses, der 
eine wichtige Voraussetzung für einen er-
folgreichen Einstieg in den deutschen Aus-
bildungs- und Arbeitsmarkt darstellt.  

Junge Menschen können ihren Schulab-
schluss auch außerhalb des Regelschulsys-
tems erwerben. Das Berufsvorbereitungs-
jahr (BVJ) bietet etwa die Möglichkeit, einen 
Hauptschulabschluss (in Rheinland-Pfalz 
als „Berufsreife“ bezeichnet) zu machen. 
Um dies zu erreichen, kann das BVJ um ein 
weiteres Jahr verlängert werden. Eine gän-
gige Variante, den Hauptschulabschluss 
bzw. die Berufsreife nachzuholen, ist der 
Besuch von speziellen Vorbereitungskursen 
an einer Volkshochschule, die die Teilneh-
menden dazu befähigen sollen, die staatli-
che Externenprüfung zu absolvieren. Die 
Abschlussprüfung wird nicht von der Volks-
hochschule abgenommen, sondern von der 
Landesschulbehörde als externer Prüfstelle. 
In Rheinland-Pfalz findet die Prüfung 
mehrmals im Jahr statt. 

2.1.3. Studium 

Grundsätzlich haben Flüchtlinge unabhän-
gig von ihrem Aufenthaltsstatus das Recht, 
ein Hochschulstudium aufzunehmen. Dazu 
benötigen sie zum einen eine Hochschulzu-
gangsberechtigung. Zum anderen muss 

                                                        
3 Hierzu gehören etwa Planet Beruf (http://planet-beruf.de), 
Berufenet (https://berufenet.arbeitsagentur.de) und die 
Jobbörse der Bundesagentur für Arbeit 
(http://jobboerse.arbeitsagentur.de/).   

http://migration.bildung-rp.de/
http://planet-beruf.de/
https://berufenet.arbeitsagentur.de/
http://jobboerse.arbeitsagentur.de/
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geprüft werden, ob zusätzlich studienfach-
bezogene Zugangskriterien zu erfüllen sind. 
Wenn Nachweise über die Hochschulzu-
gangsqualifikation wie Schulzeugnisse oder 
Immatrikulationsbelege aus dem Herkunfts-
land nicht vollständig sind oder gar nicht 
vorliegen, erfolgt eine Eignungsprüfung an 
der jeweiligen Hochschule. Sollte aufgrund 
fehlender Qualifikationen kein direkter Zu-
gang zum Studium gewährt werden, können 
sich Flüchtlinge – wie andere internationale 
Studierende auch – in einem Studienkolleg 
auf die sogenannte Feststellungsprüfung 
vorbereiten.  

Um Flüchtlinge an ein Studium heranzufüh-
ren, bieten viele Hochschulen die Möglich-
keit, als Gasthörerinnen und Gasthörer oder 
im Rahmen eines Schnupperstudiums Ver-
anstaltungen zu besuchen, die teilweise für 
ein eventuell folgendes reguläres Vollstudi-
um angerechnet werden können. Einige 
Hochschulen öffnen auch ihre Brückenkur-
se bzw. Orientierungsprogramme. 

Eine wichtige Voraussetzung für ein erfolg-
reiches Studium sind zudem ausreichende 
Deutschkenntnisse. Wie andere internatio-
nale Studierende auch müssen Flüchtlinge 
bestimmte Sprachnachweise erbringen. 
Dazu gehören eine bestandene „deutsche 
Sprachprüfung für den Hochschulzugang“ 
(DSH) auf der Niveaustufe 2 oder eine Prü-
fung im Rahmen eines „Tests Deutsch als 
Fremdsprache“ (TestDaF) mit der Niveau-
stufe TDN 4. Die DSH-Prüfung wird von den 
Hochschulen bzw. Studienkollegs angebo-
ten. Der TestDaF kann in den entsprechen-
den TestDaF-Zentren abgelegt werden. Ei-
nige Hochschulen bieten zudem studienbe-
gleitende Deutschkurse an, deren Besuch 
auch dann sinnvoll sein kann, wenn der 
Sprachnachweis bereits erbracht wurde.  

Unter bestimmten Umständen haben 
Flüchtlinge während ihres Studiums An-
spruch auf BAföG-Leistungen. Informatio-
nen dazu gibt es im Kapitel 5.2. 

2.2. Saarland  

2.2.1. Beschulung unbegleiteter 
minderjähriger Flüchtlinge  

Im Saarland besteht nach § 1 Schulpflicht-
gesetz die  

„allgemeine Schulpflicht für alle Kinder, Ju-
gendlichen und Heranwachsenden, die im 
Saarland ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ihre Berufsausbildungs- o-
der Arbeitsstätte haben. [Dies gilt] auch für 
ausländische Kinder, Jugendliche und Her-
anwachsende, die im Besitz einer Aufent-
haltsgestattung oder Duldung sind. Für aus-
reisepflichtige ausländische Kinder, Jugend-
liche und Heranwachsende besteht die 
Schulpflicht bis zur Erfüllung ihrer Ausreise-
pflicht.“ (§ 1 Abs. 1 SchPflG)  

Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
bedeutet dies, dass sie bereits während der 
vorläufigen Inobhutnahme zum Besuch ei-
ner Schule verpflichtet sind.  

Kinder und Jugendliche, die während des 
Schuljahres nach Deutschland einreisen, 
können im Saarland zu einem beliebigen 
Zeitpunkt im Schuljahr in die Schule aufge-
nommen werden. 
 
Regelungen und Vorgehen bei der  
Suche nach einer geeigneten Schule 

Im Saarland werden Flüchtlinge wenn mög-
lich in den bestehenden Regelklassen be-
schult. 4  Bei Bedarf können auch Zusatz-
klassen gebildet werden. An einigen Ge-
meinschaftsschulstandorten wurden Will-
kommensklassen eingerichtet, in denen die 
Flüchtlingskinder zunächst in einer eigenen 
Gruppe Deutsch lernen und erst nach und 
nach den Regelunterricht besuchen.  

An den beruflichen Schulen wurden eben-
falls an fast allen Standorten Willkommens-
klassen (Vorklassen) für berufsschulpflichti-
ge Flüchtlinge gebildet. Dort werden sie bis 
zur schnellstmöglichen Integration in Regel-

                                                        
4 Neben dem saarländischen Schulgesetz ist hier vor allem 
auf die Verordnung zum Unterricht für ausländische Kin-
der, Jugendliche und Heranwachsende sowie Schüler und 
Schülerinnen mit Migrationshintergrund vom 24. November 
2009 geändert durch die Verordnung vom 3. August 2015 
hinzuweisen: http://sl.juris.de/cgi-
bin/landesrecht.py?d=http://sl.juris.de/sl/gesamt/AuslKJUnt
V_SL.htm  

http://sl.juris.de/cgi-bin/landesrecht.py?d=http://sl.juris.de/sl/gesamt/AuslKJUntV_SL.htm
http://sl.juris.de/cgi-bin/landesrecht.py?d=http://sl.juris.de/sl/gesamt/AuslKJUntV_SL.htm
http://sl.juris.de/cgi-bin/landesrecht.py?d=http://sl.juris.de/sl/gesamt/AuslKJUntV_SL.htm
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klassen besonders gefördert und erfahren 
darüber hinaus in schulischen Werkstätten 
und in Betriebspraktika eine unmittelbare 
handlungsorientierte Sprachschulung und 
Berufsorientierung. In den Betriebspraktika 
können sie ihre möglichen zukünftigen Aus-
bildungsbetriebe kennenlernen. Es befinden 
sich bereits die ersten Flüchtlinge in einer 
dualen Berufsausbildung. Einen weiteren 
schulischen Weg, der sie bis zum Studium 
führen kann, können sie aber auch über die 
Berufsfachschulen, die Fachoberschulen 
oder die beruflichen Oberstufengymnasien 
einschlagen. Nach einer erfolgreichen Aus-
bildung und nach drei Jahren Berufspraxis 
sind die Flüchtlinge in ihrem Fachbereich 
ebenfalls studienberechtigt. 

Die Suche nach einer geeigneten Schule für 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge und 
deren Schulanmeldung erfolgen durch 
Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe. In 
den Handlungsempfehlungen zum Umgang 
mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin-
gen der Bundesarbeitsgemeinschaft Lan-
desjugendämter heißt es, dass die „Klärung 
einer geeigneten Beschulung […] bereits 
während der Clearingphase in den Blick 
genommen werden [soll]“ (Bundesarbeits-
gemeinschaft Landesjugendämter 2014, S. 
26). 

Im Saarland leisten die Integrationslotsen in 
den Gemeinden bei Bedarf Unterstützung 
bei der Schulanmeldung von Flüchtlingskin-
dern. 

2.2.2. Fördermaßnahmen in  
allgemeinbildenden und  
berufsbildenden Schulen   
 

Gezielte Förderung des Spracherwerbs  

Das schnelle Erlernen der deutschen Spra-
che ist eine zentrale Voraussetzung für eine 
gelingende Integration neu zugewanderter 
Schülerinnen und Schüler. Durch den Be-
such allgemeinbildender oder berufsbilden-
der Schulen erhalten junge Flüchtlinge die 
Möglichkeit, im täglichen Austausch mit 
Muttersprachlerinnen und Muttersprachlern 
die deutsche Sprache zu lernen.  

Zudem werden im Saarland gezielte 
Sprachförderangebote für Schülerinnen und 

Schüler mit Migrationshintergrund und zum 
Teil auch speziell für junge Flüchtlinge be-
reitgestellt. So gibt es an Grund- und Ge-
meinschaftsschulen sowie an beruflichen 
Schulen verschiedene landesgeförderte 
Programme zur Sprachförderung von Schü-
lerinnen und Schülern, die nicht über aus-
reichende Deutschkenntnisse verfügen. 
Diese Sprachfördermaßnahmen werden 
vom Ministerium für Bildung und Kultur über 
das Paritätische Bildungswerk (PBW) orga-
nisiert: 

 „Früh Deutsch Lernen“ (Sprachför-
dermaßnahme im letzten Kindergar-
tenjahr und im ersten Schulhalbjahr 
sowie Sprachfördermaßnahmen in 
den Klassenstufen 1 - 4 der Grund-
schule) 

 Sprachfördermaßnahmen in der Se-
kundarstufe 1 

 Maßnahmen durch ehrenamtliche 
Kräfte zur Sprachförderung und zur 
sozialen Integration sowie aktivie-
rende/aufsuchende Elternarbeit in 
allgemeinbildenden Schulen 

 Sprachfördermaßnahmen an berufli-
chen Schulen 

An den beruflichen Schulen erhalten die 
Schülerinnen und Schüler der Willkom-
mensklassen (Vorklassen) Sprachförde-
rung. Sie erfolgt in Form von Unterricht, 
aber auch durch fachpraktische Unterwei-
sungen in den schuleigenen Werkstätten. 
Darüber hinaus haben die Schülerinnen und 
Schüler die Möglichkeit, die deutsche Spra-
che durch Betriebspraktika im beruflichen 
Kontext situationsgerecht und korrekt zu 
erlernen und anzuwenden.   
 

Berufsorientierung und Berufsvorberei-
tung   

Hinsichtlich der Berufsorientierung und der 
Berufsvorbereitung junger Menschen 
kommt der Institution Schule eine wichtige 
Rolle zu. Berufsorientierung ist im Rahmen 
der Allgemeinbildung im Curriculum und 
Lehrplan verankert und wird insbesondere 
durch die im Lehrplan vorgesehenen Be-
triebspraktika gefördert. Die Berufsorientie-
rung und -vorbereitung ist auch ein primä-
res Lernziel der beruflichen Schulen, durch 
die junge Menschen bei der Berufswahl un-
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terstützt und die Voraussetzungen für die 
erfolgreiche Aufnahme einer Berufsausbil-
dung, die Aufnahme eines Studiums oder 
den Einstieg in das Berufsleben geschaffen 
werden sollen. Die Bildungsgänge der be-
ruflichen Schulen dienen sowohl der Erwei-
terung der Allgemeinbildung als auch dem 
Erwerb von Schlüsselqualifikationen und 
beruflichem Wissen und Können. 

Neben der Schule gibt es viele weitere 
Möglichkeiten zur Berufsorientierung und 
Berufsvorbereitung. In diesem Kontext 
spielt die Bundesagentur für Arbeit mit ihren 
Ausbildungs- und Jobbörsen 5 , Beratungs-
angeboten und weiteren Unterstützungs-
möglichkeiten beim Einstieg in den Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt eine zentrale Rol-
le. Hinsichtlich einer gelingenden Über-
gangsgestaltung ist hier das Zusammenwir-
ken von Kinder- und Jugendhilfe, Schule, 
der Bundesagentur für Arbeit sowie ggf. 
auch ortsansässigen Betrieben in den Blick 
zu nehmen.  

Weitere Informationen zu außerschulischen 
Angeboten der Berufsberatung, Berufsori-
entierung und Berufsvorbereitung finden 
sich im Kapitel 3.  
     
Erlangung eines Schulabschlusses 

Der Besuch allgemeinbildender und berufli-
cher Schulen endet in der Regel mit der 
Erlangung eines Schulabschlusses, der ei-
ne wichtige Voraussetzung für einen erfolg-
reichen Einstieg in den deutschen Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt darstellt.  

Alle schulischen Abschlüsse können auch 
an beruflichen Schulen erworben werden. 
Das Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) bietet 
für Flüchtlinge darüber hinaus die Möglich-
keit, die Zeit für den Erwerb des Haupt-
schulabschlusses zu verlängern – entweder 
durch das Wiederholen des BVJ oder durch 
den Übergang in ein Berufsgrundbildungs-
jahr (BGJ). Junge Menschen können ihren 
Schulabschluss auch außerhalb des Schul-
systems erwerben. Eine gängige Variante, 
den Hauptschulabschluss zu erwerben, ist 
der Besuch von speziellen Vorbereitungs-
                                                        
5 Hierzu gehören etwa Planet Beruf (http://planet-beruf.de), 
Berufenet (https://berufenet.arbeitsagentur.de) und die 
Jobbörse der Bundesagentur für Arbeit 
(http://jobboerse.arbeitsagentur.de/).   

kursen an einer Volkshochschule, die die 
Teilnehmenden dazu befähigen sollen, die 
staatliche Externenprüfung zu absolvieren. 
Die Abschlussprüfung wird nicht von der 
Volkshochschule abgenommen, sondern 
von einer externen Prüfstelle, wie z.B. der 
Landeschulbehörde, und findet in der Regel 
einmal im Jahr statt.  

2.2.3. Studium 

Grundsätzlich haben Flüchtlinge unabhän-
gig von ihrem Aufenthaltsstatus das Recht, 
ein Hochschulstudium aufzunehmen. Dazu 
benötigen sie zum einen eine Hochschulzu-
gangsberechtigung. Zum anderen muss 
geprüft werden, ob zusätzlich studienfach-
bezogene Zugangskriterien zu erfüllen sind. 
Wenn Nachweise über die Hochschulzu-
gangsqualifikation wie Schulzeugnisse oder 
Immatrikulationsbelege aus dem Herkunfts-
land nicht vollständig sind oder gar nicht 
vorliegen, erfolgt eine Eignungsprüfung an 
der jeweiligen Hochschule. Sollte aufgrund 
fehlender Qualifikationen kein direkter Zu-
gang zum Studium gewährt werden, können 
sich Flüchtlinge – wie andere internationale 
Studierende auch – in einem Studienkolleg 
auf die sogenannte Feststellungsprüfung 
vorbereiten.  

Um Flüchtlinge an ein Studium heranzufüh-
ren, bieten viele Hochschulen die Möglich-
keit, als Gasthörerinnen und Gasthörer oder 
im Rahmen eines Schnupperstudiums Ver-
anstaltungen zu besuchen, die teilweise für 
ein eventuell folgendes reguläres Vollstudi-
um angerechnet werden können. Einige 
Hochschulen öffnen auch ihre Brückenkur-
se bzw. Orientierungsprogramme. 

Eine wichtige Voraussetzung für ein erfolg-
reiches Studium sind zudem ausreichende 
Deutschkenntnisse. Wie andere internatio-
nale Studierende auch müssen Flüchtlinge 
bestimmte Sprachnachweise erbringen. 
Dazu gehören eine bestandene „deutsche 
Sprachprüfung für den Hochschulzugang“ 
(DSH) auf der Niveaustufe 2 oder eine Prü-
fung im Rahmen eines „Tests Deutsch als 
Fremdsprache“ (TestDaF) mit der Niveau-
stufe TDN 4. Die DSH-Prüfung wird von den 
Hochschulen bzw. Studienkollegs angebo-
ten. Der TestDaF kann in den entsprechen-
den TestDaF-Zentren abgelegt werden. Ei-

http://planet-beruf.de/
https://berufenet.arbeitsagentur.de/
http://jobboerse.arbeitsagentur.de/
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nige Hochschulen bieten zudem studienbe-
gleitende Deutschkurse an, deren Besuch 
auch dann sinnvoll sein kann, wenn der 
Sprachnachweis bereits erbracht wurde.  

Eine fachgebundene Studienberechtigung 
kann Personen erteilt werden, die eine Ab-
schlussprüfung in einem einschlägigen an-
erkannten Ausbildungsberuf mit einer min-
destens zweijährigen Berufsausbildung und 
eine in der Regel mindestens dreijährige 
hauptberufliche Tätigkeit in diesem oder 
einem verwandten Beruf nachweisen kön-
nen. Dem Studium muss eine umfassende 
Beratung durch die Universität vorausgehen 
(§ 69 Universitätsgesetz). Auf diesem Weg 
können Flüchtlinge gleitend die deutsche 
Sprache und Fachsprache erlernen und 
erhalten frühzeitig schon eine Vergütung 
und ein Arbeitsentgelt.  

Unter bestimmten Umständen haben 
Flüchtlinge während ihres Studiums An-
spruch auf BAföG-Leistungen. Informatio-
nen dazu gibt es im Kapitel 5.2. 

3. Ausbildung/  
Beruf  

„Die langfristige Perspektive von Flüchtlin-
gen in Deutschland muss die eigenständige 
Existenzsicherung und Teilhabe am Ar-
beitsmarkt beinhalten. Es ist unerlässlich, 
dass junge Flüchtlinge schnell einen Zu-
gang zu Berufsausbildung und Studium er-
halten.“  
(Bundesjugendkuratorium 2016, S. 8f.)   
 

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, die 
aufgrund ihres Alters nicht mehr in allge-
meinbildende Schulen aufgenommen wer-
den, werden in der Regel in einer berufsbil-
denden Schule z.B. im Berufsvorbereitungs-
jahr (BVJ) oder einem Berufsvorbereitungs-
jahr mit Schwerpunkt Sprachförderung (BVJ 
S) aufgenommen. Für Fachkräfte der Kin-
der- und Jugendhilfe stellt sich bezüglich 
dieser Jugendlichen die Frage, wie der 
Übergang in eine Ausbildung möglichst gut 
vorbereitet und gestaltet werden kann. 

Im Folgenden wird zunächst die Rolle der 
Ausländerbehörde hinsichtlich der Bleibe-

perspektiven unbegleiteter minderjähriger 
Flüchtlinge beschrieben und die Bedeutung 
einer funktionierenden Kooperation mit die-
ser im Bereich Ausbildung/Beruf erläutert. 
Im Aufenthaltsgesetz verankerte Ermes-
sensspielräume nämlich, die es Ausländer-
behörden in bestimmten Fällen erlauben, 
aufenthaltsrechtliche Abwägungen im Sinne 
des jungen Menschen zu treffen, können 
eng mit der Frage verknüpft sein, ob dieser 
einen erfolgreichen Schulabschluss erlangt, 
eine Ausbildung begonnen oder ein Ar-
beitsverhältnis aufgenommen hat. Im An-
schluss wird anhand der drei Schlagworte 
Berufsberatung, Berufsorientierung und -
vorbereitung sowie betriebliche Berufsaus-
bildung aufgezeigt, welche Optionen unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlingen auf 
ihrem Weg in die Arbeitswelt offenstehen 
und wo es für diese Zielgruppe spezifische 
Regelungen zu beachten gilt. Darüber hin-
aus werden unterschiedliche Unterstüt-
zungsangebote vorgestellt, die bei der Ver-
mittlung junger Flüchtlinge in den Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt unbedingt Berück-
sichtigung finden sollten.  

Eine besondere Rolle kommt dabei der 
Bundesagentur für Arbeit zu, die verschie-
dene Angebote zur beruflichen Integration 
junger Menschen bereitstellt, die auch für 
Flüchtlinge in Betracht kommen. In den Be-
ratungsgesprächen der örtlich zuständigen 
Arbeitsagenturen und Jobcenter wird auf 
diese Angebote verwiesen und im Einzelfall 
geprüft, welche Maßnahmen dazu geeignet 
sind, die jungen Menschen im Übergang in 
eine Ausbildung und während der Ausbil-
dungszeit bestmöglich zu unterstützen. Die 
Arbeitsagenturen und Jobcenter überneh-
men auch die konkrete Zuweisung der jun-
gen Menschen zu einem bestimmten Trä-
ger, der für die praktische Durchführung der 
jeweiligen Maßnahme beauftragt wird.    

3.1. Exkurs: Bedeutung der 
Kooperation mit der 
Ausländerbehörde  

Die wichtige Rolle der Ausländerbehörde 
bei der Klärung des Aufenthalts unbegleite-
ter minderjähriger Flüchtlinge im Übergang 
in die Volljährigkeit wurde bereits angespro-
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chen. An dieser Stelle soll noch einmal ver-
deutlicht werden, in welchen konkreten Fäl-
len eine gut funktionierende Kooperation mit 
der örtlich zuständigen Ausländerbehörde 
zu einer Verbesserung der Bleibeperspekti-
ven dieser jungen Flüchtlinge beitragen 
kann. Dies soll einmal mehr unterstreichen, 
dass eine strukturell verankerte Kooperation 
zwischen öffentlichen und freien Trägern 
der Kinder- und Jugendhilfe und der Aus-
länderbehörde unbedingt angestrebt wer-
den sollte, um für diese jungen Menschen 
möglichst gute Voraussetzungen für die 
Gestaltung ihrer Zukunft in Deutschland zu 
schaffen.  

Grundsätzlich ist die Ausländerbehörde für 
alle unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin-
ge eine wichtige Anlaufstelle, da sie dafür 
zuständig ist, Aufenthaltstitel gemäß der 
Entscheidung des Bundesamtes für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF) auszustellen 
und gegebenenfalls zu verlängern. Unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge, die einen 
Asylantrag gestellt haben und als schutzbe-
dürftig anerkannt wurden, erhalten in der 
Regel eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 1, 2 oder 3 AufenthG. Die vier ver-
schiedenen Aufenthaltsstatus, die sich hin-
ter diesen Paragraphen verbergen, sind die 
Anerkennung als Asylberechtigte(r), als 
Flüchtling nach der Genfer Flüchtlingskon-
vention, als subsidiär Schutzberechtigte(r) 
und als Schutzberechtigte(r) aufgrund von 
nationalen Abschiebungsverboten. Die ent-
sprechenden Aufenthaltserlaubnisse sind 
alle zeitlich befristet und können von der 
Ausländerbehörde verlängert werden, wenn 
der Grund für die Zuerkennung weiterhin 
besteht. Die Ausländerbehörde ist zudem 
für die Ausstellung von Niederlassungser-
laubnissen zuständig, die ausländischen 
Personen ein unbefristetes Aufenthaltsrecht 
in Deutschland ermöglichen.  

Noch richtungsweisender ist die Rolle der 
Ausländerbehörde bei unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen im Übergang in die 
Volljährigkeit, die keinen Asylantrag gestellt 
haben oder deren Asylantrag abgelehnt 
wurde. Diesen Personen wird in der Regel 
von der örtlich zuständigen Ausländerbe-
hörde eine Duldung erteilt, die auf ihrer be-
sonderen Schutzbedürftigkeit als Minderjäh-
rige basiert. Eine Abschiebung eines unbe-

gleiteten minderjährigen Flüchtlings kann 
qua Gesetz nur dann erfolgen, wenn sich 
die Ausländerbehörde vergewissert hat, 
dass dieser im Rückkehrstaat einem Mit-
glied seiner Familie, einer zur Personensor-
ge berechtigten Person oder einer geeigne-
ten Aufnahmeeinrichtung übergeben wird (§ 
58 Abs. 1a AufenthG). Dies kommt in der 
Praxis allerdings äußerst selten vor. Der 
spezifische Abschiebschutz von Minderjäh-
rigen entfällt allerdings mit dem Erreichen 
der Volljährigkeit, was dann durchaus eine 
Abschiebung zur Folge haben kann. Es gibt 
in diesen Fällen jedoch verschiedene Mög-
lichkeiten der Aufenthaltssicherung, die zum 
Teil im Ermessen der Ausländerbehörde 
liegen.  

Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
im Übergang in die Volljährigkeit ist in die-
sem Zusammenhang insbesondere die 
Duldung aus „dringenden persönlichen 
Gründen“ (§ 60a Abs. 2 AufenthG) von Be-
deutung, zu denen die Aufnahme einer qua-
lifizierten Berufsausbildung in einem staat-
lich anerkannten oder vergleichbar geregel-
ten Ausbildungsberuf in Deutschland zählt. 
Mit dem neuen Integrationsgesetz, das seit 
Juli 2016 in Kraft ist, gehen erhebliche Ver-
besserungen hinsichtlich der Rechtssicher-
heit von geduldeten Flüchtlingen während 
einer Ausbildung einher. Der geänderte § 
60a Abs. 2 AufenthG sieht vor, dass Aus-
länderbehörden Flüchtlingen mit Ausbil-
dungsplatz eine Duldung für die gesamte 
Dauer der Ausbildung erteilen, sofern keine 
Ausschlussgründe vorliegen. Diese sind 
gegeben, wenn eine Person nach Deutsch-
land eingereist ist, um Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen, 
wenn aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
durch eigenes Verschulden nicht vollzogen 
werden können (hierzu gehört die Ver-
schleierung der Identität!) oder wenn die 
Person aus einem sicheren Herkunftsstaat6 
nach § 29a des Asylgesetzes kommt und 
ihr nach dem 31. August 2015 gestellter 
Asylantrag abgelehnt wurde. Nach dem er-
folgreichen Abschluss der Ausbildung wird 
die Duldung zur Suche nach einer der er-

                                                        
6 Hierzu gehören die Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union sowie Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, 
Kosovo, Mazedonien, Montenegro, Senegal und Serbien 
(Stand: Oktober 2016). 
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worbenen Qualifikation entsprechenden 
Beschäftigung für sechs Monate verlängert, 
wenn keine Weiterbeschäftigung im Ausbil-
dungsbetrieb erfolgt.      

Darüber hinaus liegt es im Ermessen der 
Ausländerbehörde, jungen Flüchtlingen, die 
bis zum Erreichen der Volljährigkeit oder bis 
zum Abschluss ihrer Berufsausbildung le-
diglich geduldet waren, unter bestimmten 
Voraussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis 
zu erteilen. Aufenthaltsrechtlich bedeutet 
die Aufenthaltserlaubnis immer einen siche-
reren Status als die Duldung, da erstere für 
einen festgelegten Zeitraum einen Abschie-
beschutz garantiert. Zu den Aufenthaltsti-
teln, die die Ausländerbehörde den jungen 
Menschen erteilen kann, gehören die Auf-
enthaltserlaubnis aus dringenden humanitä-
ren oder persönlichen Gründen (§ 25 Abs. 4 
AufenthG), die Aufenthaltserlaubnis für gut 
integrierte Jugendliche und Heranwachsen-
de (§ 25a Abs. 1 AufenthG) sowie die Auf-
enthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete 
zum Zweck der Beschäftigung (§ 18a Abs. 
1 AufenthG). Zu den möglichen Erteilungs-
gründen gehören dabei unter anderem der 
seit vier Jahren erfolgreiche Besuch einer 
Schule und der Erwerb eines anerkannten 
Schul- oder Berufsabschlusses. Das neue 
Integrationsgesetz sieht vor, dass Perso-
nen, denen eine Duldung für die Aufnahme 
einer qualifizierten Berufsausbildung erteilt 
wurde, nach erfolgreichem Abschluss ihrer 
Berufsausbildung für eine der erworbenen 
beruflichen Qualifikation entsprechenden 
Beschäftigung (unter bestimmten Voraus-
setzungen) eine Aufenthaltserlaubnis für die 
Dauer von zwei Jahren erteilt wird. Der 
Übergang von einer Duldung zu einem 
rechtmäßigen Aufenthalt mit der Aussicht 
auf einen dauerhaften Verbleib in Deutsch-
land ist demnach maßgeblich von den sozi-
alen und vor allem beruflichen Integrations-
erfolgen der jungen Flüchtlinge abhängig.    

Welche der genannten Optionen der Auf-
enthaltssicherung im Einzelfall in Betracht 
kommen, entscheidet die Ausländerbehör-
de. Die Beispiele verdeutlichen aber, dass 
der Kinder- und Jugendhilfe hinsichtlich der 
Klärung und Verbesserung der Bleibeper-
spektiven unbegleiteter minderjähriger 
Flüchtlinge eine große Verantwortung zu-
kommt. Die Voraussetzungen für die Auf-

enthaltssicherung können zum einen durch 
geeignete Hilfeleistungen und durch gute 
Kooperationsbeziehungen zu Schulen und 
zur Arbeitsverwaltung verbessert werden. 
Wie gezeigt wurde, kann seitens der Aus-
länderbehörde in bestimmten Fällen mit 
gelungener Integration durch Bildungsbe-
mühungen und -erfolge argumentiert wer-
den. Zum anderen kann eine funktionieren-
de Kooperation zwischen den Fachkräften 
der Kinder- und Jugendhilfe und der örtlich 
zuständigen Ausländerbehörde dazu bei-
tragen, dass Möglichkeiten der Aufenthalts-
verlängerung frühzeitig besprochen werden 
und die Ausländerbehörde über die indivi-
duelle Situation von jungen Geflüchteten 
informiert ist – was etwaige Ermessensent-
scheidungen mit beeinflussen kann.   

3.2. Berufsberatung  
Eine grundlegende Frage bei der Vermitt-
lung junger Menschen in Ausbildung und 
Arbeit betrifft die Berufswahl. Für eine er-
folgreiche berufliche Integration gilt es, da-
bei sowohl die vorhandenen Fähigkeiten 
und Ressourcen einer Person als auch ihre 
Interessen und Persönlichkeitseigenschaf-
ten zu berücksichtigen. Bei der Entwicklung 
und Konkretisierung eigener Entwicklungs- 
und Beschäftigungsperspektiven benötigen 
junge Menschen Unterstützung – dies gilt 
auch für unbegleitete minderjährige Flücht-
linge. Neben dem Hilfeplanverfahren in der 
Kinder- und Jugendhilfe gibt es mit der Be-
rufsberatung ein weiteres Instrument zur 
Klärung des persönlichen Unterstützungs-
bedarfs eines jungen Menschen und zur 
Initiierung darauf abgestimmter Maßnah-
men. 

Im Folgenden werden die Beratungsstellen 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) und der 
Handwerkskammern (HWK) in Rheinland-
Pfalz und im Saarland vorgestellt, auf die 
Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe wie 
auch andere Verantwortliche bei Bedarf 
zurückgreifen können, um junge Flüchtlinge 
in Ausbildung zu bringen bzw. gemeinsam 
mit ihnen eine berufliche Zukunftsperspekti-
ve zu entwickeln. Darüber hinaus gibt es in 
beiden Bundesländern weitere Beratungs-
stellen, die sich mit ihrem Angebot auch 
oder speziell an junge Ausländerinnen und 



17 

Ausländer richten. Dazu gehören etwa das 
rheinland-pfälzische Netzwerk „InProcedere 
– Bleiberecht durch Arbeit 2.0“7 und die Ju-
gendmigrationsdienste8, die sich an Kinder, 
Jugendliche und junge Erwachsene mit 
Migrationshintergrund von 12 Jahren bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres richten.  
 

Beratung durch die Bundesagentur für 
Arbeit  

Eine der zentralen Anlaufstellen bei Fragen 
zu Ausbildung und Arbeit ist die Bunde-
sagentur für Arbeit bzw. die örtlich zustän-
digen Arbeitsagenturen und Jobcenter. Die-
se bieten gemäß §§ 29 ff. SGB III kosten-
freie und neutrale Berufsberatung an, die 
jederzeit auch von ausländischen Jugendli-
chen und jungen Volljährigen in Anspruch 
genommen werden kann – unabhängig von 
ihrem Aufenthaltsstatus. Für die berufliche 
Integration junger Flüchtlinge kommt den 
Arbeitsagenturen und Jobcentern somit ei-
ne herausragende Bedeutung zu, deren 
Beratungsangebote in der Hilfeplanung der 
Kinder- und Jugendhilfe schon frühzeitig 
Berücksichtigung finden sollten.  

Die Anmeldung zu einem Beratungsge-
spräch kann persönlich, telefonisch, schrift-
lich oder online bei der örtlich zuständigen 
Arbeitsagentur (für junge Menschen mit 
Aufenthaltsgestattung oder Duldung) oder 
dem Jobcenter (für junge Menschen mit 
Aufenthaltserlaubnis) erfolgen. Dabei emp-
fiehlt es sich, die Sprachkenntnisse des be-
troffenen jungen Menschen bereits im Vor-
feld des persönlichen Beratungsgesprächs 
mit der Arbeitsagentur oder dem Jobcenter 
zu klären. Bei Bedarf und ausreichend Vor-
laufzeit können dann kostenfrei Übersetze-
rinnen und Übersetzer bereitgestellt wer-
den. Die Wartezeit für einen Beratungster-
min kann in Stoßzeiten zwischen zwei und 
vier Wochen betragen.  

Im Beratungsgespräch selbst besprechen 
die Berufsberaterinnen und Berufsberater 
der Arbeitsagenturen und Jobcenter die 
Wünsche und Fähigkeiten des jungen Men-
schen (v.a. Sprachkenntnisse, Ausbildungs-
reife und Berufseignung) und erstellen auf 

                                                        
7 http://inprocedere-rlp.de/  
8 www.jmd-portal.de  

Grundlage dieser berufsorientierten Kompe-
tenz- und Potentialanalyse eine Eingliede-
rungsvereinbarung. Diese enthält einen 
Vermerk darüber, dass ein Beratungsge-
spräch stattgefunden hat, die gemeinsam 
festgelegte Zielvereinbarung (zumeist: Be-
ginn einer Ausbildung) sowie die nächsten 
Schritte, die es zum Erreichen dieses Ziels 
einzuleiten gilt. Die Regionaldirektion 
Rheinland-Pfalz-Saarland verpflichtet die in 
ihrem Verwaltungsbereich zuständigen Ar-
beitsagenturen und Jobcenter darüber hin-
aus zur Erstellung eines individuellen Integ-
rationsplans, der als Ergänzung zur Einglie-
derungsvereinbarung gedacht ist. Dieser 
enthält Informationen zum schulischen und 
ggf. beruflichen Hintergrund des jungen 
Menschen und dient allen Beteiligten als 
längerfristiges Planungsinstrument. Der In-
tegrationsplan ist mit konkreten Handlungs-
feldern hinterlegt und wird fortlaufend über-
prüft. 

In Rheinland-Pfalz werden zudem seit An-
fang 2016 seitens des rheinland-pfälzischen 
Arbeitsministeriums und der Bundesagentur 
für Arbeit in Zusammenarbeit mit den 
Kommunen sogenannte Beschäftigungspi-
loten installiert. Diese sollen vor allem die 
Flüchtlinge ansprechen, die noch keinen 
Zugang zu den Angeboten der Arbeitsagen-
turen und Jobcenter haben. Erwerbsfähige 
Flüchtlinge werden direkt an ihrem jeweili-
gen Wohnort aufgesucht und ihnen grund-
sätzliche Informationen zum deutschen 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt vermittelt. 
Die Beschäftigungspiloten sollen darüber 
hinaus die fehlenden Kompetenzfeststel-
lungen nachholen und den Flüchtlingen 
verständlich machen, dass die Bunde-
sagentur für Arbeit für sie die erste Anlauf-
stelle in Fragen der beruflichen Integration 
ist. Diese Form der Beratung soll ihnen den 
Weg in die Betreuung durch die Bunde-
sagentur für Arbeit bereiten. 
 

Beratung durch die Handwerkskammern  

Das Beratungsangebot der Arbeitsagentu-
ren und Jobcenter wird durch ähnlich ge-
staltete Angebote der Handwerkskammern 
ergänzt. In den vier Handwerkskammern 
des Landes Rheinland-Pfalz (Koblenz, 
Pfalz, Rheinhessen, Trier) wurden soge-
nannte „Flüchtlings-Netzwerker“, „Flücht-

http://inprocedere-rlp.de/
http://www.jmd-portal.de/
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lings- und Migrationscoachs“ oder „Flücht-
lings- und Migrationsnetzwerker“ eingestellt. 
Sie haben die Aufgabe, junge Flüchtlinge 
sowie Asylbewerberinnen und Asylbewer-
ber mit guter Bleibeperspektive auf ihrem 
Weg in ein Praktikum, in eine Hospitation 
oder in ein duales Ausbildungsverhältnis im 
Handwerk zu unterstützen. Dazu gehören 
unter anderem die Erfassung der vorhan-
denen Kompetenzen, Wünsche und der 
Arbeitsmotivation der jungen Menschen 
sowie die gemeinsame Entwicklung von 
Zukunftsperspektiven im Handwerk. Die 
individuelle Beratung zu Berufsbildern im 
Handwerk und zu alternativen Angeboten 
und Fördermöglichkeiten erfolgt in enger 
Abstimmung mit den Berufsberaterinnen 
und Berufsberatern der Arbeitsagenturen 
und Jobcenter. Die Anmeldung zu einem 
Beratungsgespräch kann persönlich, telefo-
nisch oder schriftlich bei der örtlich zustän-
digen Handwerkskammer erfolgen, die sich 
über eine Suchfunktion auf der Internetseite 
der Handwerkskammern ermitteln lässt.9 Im 
Saarland ist ein entsprechendes Angebot in 
Planung. 

Einen deutschlandweiten Überblick über 
freie Praktikumsplätze und Lehrstellen im 
Handwerk bietet das „Lehrstellenradar 2.0“, 
das Informationen aus dem Datenbestand 
der regional zuständigen Handwerkskam-
mern zusammenführt. Die Suche kann so-
wohl im Internet als auch über eine mobile 
App erfolgen.10       

3.3. Berufsorientierung 
und Berufsvorberei-
tung  

Trotz der Angebote zur Berufsorientierung 
und Berufsvorbereitung in allgemeinbilden-
den und berufsbildenden Schulen fällt jun-
gen Menschen die Berufswahl nach dem 
Schulabschluss oft nicht leicht. Zum Teil 
fehlt ihnen zudem die erforderliche Ausbil-
dungsreife oder Berufseignung, so dass sie 
den Anforderungen des Ausbildungsmark-
tes noch nicht gerecht werden können. Für 
diese Fälle gibt es eine Reihe weiterer An-

                                                        
9 http://www.handwerkskammer.de/ 
10 http://www.lehrstellen-radar.de/  

gebote und Maßnahmen zur Berufsorientie-
rung und Berufsvorbereitung, die auch jun-
ge Flüchtlinge in Anspruch nehmen können. 
Durch die folgende Übersicht sollen Fach-
kräften der Kinder- und Jugendhilfe und 
anderen Verantwortlichen Möglichkeiten 
aufgezeigt werden, wie der Übergang von 
der Schule in die Arbeitswelt alternativ zu 
einem sofortigen Ausbildungsbeginn gestal-
tet werden kann.   

3.3.1. Freiwillige Praktika  

Für die Arbeitsmarktintegration von jungen 
Flüchtlingen und insbesondere für die Ge-
staltung des Übergangs aus der Schule in 
eine Ausbildung oder einen Beruf kommt 
dem Absolvieren von Praktika eine zuneh-
mende Bedeutung zu. Zum einen bieten sie 
den jungen Menschen Einblicke in das Ar-
beitsleben in Deutschland und eine erste 
Orientierung für die zukünftige Aufnahme 
einer Berufsausbildung, eines Studiums 
oder einer Arbeit. Zum anderen können sie 
den Einstieg in ein Ausbildungs- oder Ar-
beitsverhältnis erleichtern, da beide Seiten 
– Arbeitgeber und Praktikantin oder Prakti-
kant – sich über einen bestimmten Zeitraum 
hinweg ein Bild voneinander machen und 
sich vor allem in der Arbeitspraxis kennen-
lernen können.  

Die GGUA Flüchtlingshilfe e. V. hat eine 
praktische Übersicht über wichtige Rah-
menbedingungen bei verschiedenen Prakti-
kumsarten und ähnlichen betrieblichen Tä-
tigkeiten wie Hospitationen und Freiwilli-
gendiensten für Asylsuchende und gedulde-
te Ausländerinnen und Ausländer zusam-
mengestellt. 11  Für Pflichtpraktika, Orientie-
rungspraktika sowie ausbildungs- oder stu-
dienbegleitende Praktika bis zu drei Mona-
ten müssen diese Personen bei der örtlich 
zuständigen Ausländerbehörde eine Be-
schäftigungserlaubnis beantragen. Eine 
Zustimmung der Arbeitsagentur ist hinge-
gen nicht erforderlich. Für die genannten 
Praktikumsarten muss nach dem Mindest-
lohngesetz kein Mindestlohn gezahlt wer-
den; bei Praktika mit einer Dauer von über 

                                                        
11 http://www.ggua-
pro-
jekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erf
ordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf  

http://www.handwerkskammer.de/
http://www.lehrstellen-radar.de/
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf
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drei Monaten ist eine Vergütung nach Min-
destlohn dagegen verpflichtend. Erhalten 
die jungen Flüchtlinge Leistungen gemäß 
SGB VIII, SGB II oder dem Asylbewerber-
leistungsgesetz (AsylbLG), wird die Prakti-
kumsvergütung – abgesehen von einem 
bestimmten Freibetrag – auf diese Leistun-
gen angerechnet.   

3.3.2. Berufsvorbereitende  
Bildungsmaßnahmen (BvB) 

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
(BvB) sind ein Angebot der Bundesagentur 
für Arbeit, das sich an Jugendliche und jun-
ge Volljährige richtet, die ihre Schulpflicht 
erfüllt haben und die bei der erstmaligen 
Inanspruchnahme der Leistung jünger als 
25 Jahre alt sind. Sie haben das Ziel, die 
Berufswahl, die Aufnahme einer Erstausbil-
dung oder die berufliche Wiedereingliede-
rung zu unterstützen. Hierzu gibt es diffe-
renzierte Maßnahmen, um dem individuel-
len Förderbedarf gerecht zu werden.  

Die Zielgruppe umfasst junge Menschen, 
die noch nicht über die erforderliche Ausbil-
dungsreife oder Berufseignung verfügen 
oder denen die Aufnahme einer Ausbildung 
wegen fehlender Übereinstimmung zwi-
schen den Anforderungen des Ausbil-
dungsmarktes und dem persönlichen Be-
werberprofil nicht gelungen ist. Durch die 
weitere Förderung ihrer beruflichen Hand-
lungsfähigkeit sollen die Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktchancen dieser jungen Men-
schen erhöht werden.  

Junge Flüchtlinge, die keinen Schulab-
schluss haben, deren Deutschkenntnisse 
für die Aufnahme einer betrieblichen Aus-
bildung noch nicht genügen und/oder die 
mit den Arbeitsstrukturen vor Ort noch nicht 
vertraut sind, können durch die Teilnahme 
an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnah-
men ihre Chancen auf einen zukünftigen 
Berufseinstieg verbessern. Hilfreich kann 
hierbei insbesondere die Unterstützung 
beim berufsbezogenen Spracherwerb und 
bei der Vorbereitung auf einen Hauptschul-
abschluss sein, der im Rahmen einer Ex-
ternenprüfung nachträglich erworben wer-
den kann. Ob eine berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahme im Einzelfall in Frage 
kommt und wie diese konkret ausgestaltet 

sein sollte, wird von den Berufsberaterinnen 
und Berufsberatern der Arbeitsagenturen 
und Jobcenter entschieden. Der Tabelle auf 
Seite 33 ist zu entnehmen, welcher Aufent-
haltsstatus Jugendliche und junge Volljähri-
ge zur Inanspruchnahme von berufsvorbe-
reitenden Bildungsmaßnahmen berechtigt 
und wann damit begonnen werden kann.  

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
dauern zwischen zehn und 18 Monate. Sie 
setzen sich aus verschiedenen Bausteinen 
zusammen, die je nach Förderbedarf flexi-
bel kombiniert und gewichtet werden kön-
nen. Dazu gehören 

 fachtheoretische und fachpraktische 
Schlüsselqualifikationen,  

 allgemeinbildende Inhalte, 
 Einblicke in verschiedene Berufsfel-

der,  
 sozialpädagogische Betreuung zur 

Stabilisierung der Persönlichkeit, 
 Vorbereitung auf den Hauptschulab-

schluss (Externenprüfung),  
 berufsbezogener Spracherwerb für 

ausländische Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer sowie  

 Hilfen bei der Vermittlung in Ausbil-
dung oder Arbeit. 

Die Durchführung der einzelnen Maßnah-
menbausteine erfolgt durch zertifizierte Bil-
dungsträger mit engagierten Fachkräften, 
die von der Bundesagentur für Arbeit beauf-
tragt werden. Die Bundesagentur über-
nimmt zudem die Maßnahmenkosten für die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die unter 
bestimmten Voraussetzungen zusätzlich 
Berufsausbildungsbeihilfe (BAB), Ausbil-
dungsgeld oder Übergangsgeld erhalten 
können (siehe zu Berufsausbildungsbeihilfe 
auch Kapitel 5.3).  

Weiterführende Informationen zu berufsvor-
bereitenden Bildungsmaßnahmen stellt die 
Bundesagentur für Arbeit auf ihrer Internet-
seite zur Verfügung.12 Eine einfache Über-

                                                        
12 
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Unternehm
en/Ausbildung/Ausbildungsvorbereitung/Bildungsmassnah
men/index.htm 

http://www.bagbbw.de/service/lexikon/eintraege/ausbildung/
http://www.bagbbw.de/service/lexikon/eintraege/ausbildung/
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Unternehmen/Ausbildung/Ausbildungsvorbereitung/Bildungsmassnahmen/index.htm
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Unternehmen/Ausbildung/Ausbildungsvorbereitung/Bildungsmassnahmen/index.htm
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Unternehmen/Ausbildung/Ausbildungsvorbereitung/Bildungsmassnahmen/index.htm
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sicht und nützliche Links finden sich zudem 
auf der Seite von Rehadat-Bildung.13  

3.3.3. Einstiegsqualifizierung (EQ) 

Die Einstiegsqualifizierung (EQ) ist eine 
Qualifizierungsmaßnahme der Bunde-
sagentur für Arbeit und der Kammern, die 
es ermöglichen soll, Jugendliche und junge 
Volljährige, die ihre Vollzeitschulpflicht er-
füllt haben und jünger als 25 Jahre alt sind, 
an eine Ausbildung heranzuführen. Ziel-
gruppen für entsprechende Maßnahmen 
sind Ausbildungsbewerberinnen und Aus-
bildungsbewerber, die keine Ausbildungs-
stelle finden können sowie junge Men-
schen, die aktuell noch nicht in vollem Um-
fang für eine Ausbildung geeignet, lernbe-
einträchtigt oder sozial benachteiligt sind.  

Vorrangige Intention einer Einstiegsqualifi-
zierung ist es, diesen jungen Menschen 
Gelegenheit zu geben, berufliche Hand-
lungsfähigkeit in Betrieben und in anerkann-
ten Ausbildungsberufen zu erlangen bzw. 
zu vertiefen. Gleichzeitig bietet eine Ein-
stiegsqualifizierung dem Ausbildungsbetrieb 
die Möglichkeit, den jungen Menschen nicht 
nur in einem kurzen Bewerbungsgespräch 
kennenzulernen, sondern seine Fähigkeiten 
und Fertigkeiten über einen Zeitraum von 
sechs bis zwölf Monaten im täglichen Ar-
beitsprozess beobachten zu können. Der 
vergleichsweise lange Zeitraum erlaubt es, 
die Leistungsfähigkeit eines jungen Men-
schen besser einzuschätzen. Zudem kann 
die Gefahr von Ausbildungsabbrüchen auf 
diese Weise reduziert werden. Abhängig 
von der jeweiligen länderspezifischen Rege-
lung im Schulgesetz und vom Alter der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer der Ein-
stiegsqualifizierung besteht für diese Be-
rufsschulpflicht. Es ist Aufgabe des Arbeit-
gebers zu klären, ob der/die Jugendliche 
berufsschulpflichtig ist, und ihn/sie gegebe-
nenfalls bei der Berufsschule anzumelden. 
Nach erfolgreicher Teilnahme an einer Ein-
stiegsqualifizierung kann der/die Jugendli-
che in die reguläre Ausbildung übernom-
men und diese durch die bereits gesammel-
ten Vorerfahrungen unter Umständen ver-
kürzt werden.   
                                                        
13 http://www.rehadat-bildung.de/de/angebote/BvB-
berufsvorbereitende-bildungsmassnahme/index.html 

Auch jungen Flüchtlingen bietet eine Ein-
stiegsqualifizierung die Gelegenheit, die 
Anforderungen, die eine Berufsausbildung 
generell an die Auszubildenden stellt, ken-
nenzulernen sowie einen konkreten Ausbil-
dungsberuf zu erproben. Auf diese Weise 
erhalten sie zudem einen Einblick in die 
Strukturen des deutschen Ausbildungssys-
tems und können ihre Chancen auf einen 
Ausbildungsplatz unter Umständen verbes-
sern. Der Tabelle auf Seite 33 ist zu ent-
nehmen, welchen Aufenthaltsstatus Ju-
gendliche und junge Volljährige benötigen, 
um an einer Einstiegsqualifizierung teilneh-
men zu können, und wann damit begonnen 
werden kann.  

Die örtlich zuständige Arbeitsagentur oder 
das jeweilige Jobcenter erstattet dem Ar-
beitgeber auf Antrag einen Zuschuss zur 
EQ-Vergütung bis zu einer Höhe von 216 
Euro monatlich, die im Sinne einer Prakti-
kumsvergütung an die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer der Einstiegsqualifizierung ge-
hen. Befinden sich die jungen Flüchtlinge in 
den Hilfen zur Erziehung oder in anderen 
Leistungssystemen wie dem Asylbewerber-
leistungsgesetz (AsylbLG) oder dem SGB 
II, wird die Praktikumsvergütung – abgese-
hen von einem bestimmten Freibetrag – auf 
die dort gewährten Leistungen angerechnet.   

Weiterführende Informationen zur Ein-
stiegsqualifizierung stellt die Bundesagentur 
für Arbeit auf ihrer Internetseite zur Verfü-
gung.14  

3.3.4. Perspektiven für junge 
Flüchtlinge (PerjuF)  

Perspektiven für junge Flüchtlinge (PerjuF) 
ist ein Angebot der Bundesagentur für Ar-
beit, das sich an junge Flüchtlinge unter 25 
Jahren richtet, die ihre Vollzeitschulpflicht 
erfüllt haben und perspektivisch eine beruf-
liche Ausbildung anstreben. Ziel dieser 
Maßnahme ist es, jungen Flüchtlingen Ori-
entierung im deutschen Ausbildungs- und 
Beschäftigungssystem zu geben und ihnen 
ausreichende Kenntnisse über Zugangswe-

                                                        
14 
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Unternehm
en/Ausbildung/Ausbildungsvorbereitung/Einstiegsqualifizie
rung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI5165
77 

http://www.rehadat-bildung.de/de/angebote/BvB-berufsvorbereitende-bildungsmassnahme/index.html
http://www.rehadat-bildung.de/de/angebote/BvB-berufsvorbereitende-bildungsmassnahme/index.html
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Unternehmen/Ausbildung/Ausbildungsvorbereitung/Einstiegsqualifizierung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI516577
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Unternehmen/Ausbildung/Ausbildungsvorbereitung/Einstiegsqualifizierung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI516577
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Unternehmen/Ausbildung/Ausbildungsvorbereitung/Einstiegsqualifizierung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI516577
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Unternehmen/Ausbildung/Ausbildungsvorbereitung/Einstiegsqualifizierung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI516577
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ge, Aufbau und Funktionsweise des deut-
schen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes zu 
vermitteln. Hierdurch sollen sie dazu befä-
higt werden, eine eigenständige Berufs-
wahlentscheidung treffen zu können und 
eine Ausbildung aufzunehmen. Der Tabelle 
auf Seite 33 ist zu entnehmen, welcher Auf-
enthaltsstatus Jugendliche und junge Voll-
jährige zur Inanspruchnahme von PerjuF 
berechtigt und wann damit begonnen wer-
den kann.     

Die Dauer der PerjuF-Maßnahme wird auf 
den individuellen Bedarf des jungen Men-
schen abgestimmt und beträgt in der Regel 
vier bis sechs Monate. Die Wochenstun-
denzahl beträgt grundsätzlich 30 Zeitstun-
den – einschließlich eines ggf. vorgeschrie-
benen Berufsschulunterrichts – und orien-
tiert sich an der Leistungsfähigkeit und dem 
Entwicklungspotential der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer. 

Die Maßnahme gliedert sich wie folgt:  

 Einstiegsphase: In den ersten zwei 
Wochen soll ein erstes Bild über den 
Unterstützungsbedarf und eine Ein-
schätzung zu vorhandenen Sprach-
kenntnissen der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer gewonnen werden. 

 Projektansätze: Ziel dieser Phase ist 
es, dass die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer ihre Eignung und Nei-
gung mit den Materialien Holz, Metall 
und Farbe sowie im Bereich Haus-
wirtschaft praktisch erfahren und er-
proben können.  

 Betriebliche Phase: Ziel dieser Pha-
se ist es, dass die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer die vermittelten 
Kenntnisse und Erfahrungen prak-
tisch erproben können.   

Darüber hinaus beinhaltet die Maßnahme – 
abgestimmt auf den Förderbedarf der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer: 

 Vermittlung und Erweiterung von be-
rufsbezogenen Sprachkenntnissen, 

 Bewerbungstraining, 
 Sucht- und Schuldenprävention so-

wie 
 Grundlagen gesunder Lebensfüh-

rung.  

Weiterführende Informationen zur PerjuF-
Maßnahme stellt die Bundesagentur für Ar-
beit auf ihrer Internetseite zur Verfügung.15  

3.3.5. Perspektiven für Flüchtlinge 
(PerF)  

Perspektiven für Flüchtlinge (PerF) ist ein 
Angebot der Bundesagentur für Arbeit, das 
sich gezielt an Flüchtlinge richtet und in der 
Regel 12 Wochen dauert. Ziele dieser 
Maßnahme sind die Feststellung der beruf-
lichen Kenntnisse sowie die Vorbereitung 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf 
die Aufnahme einer versicherungspflichti-
gen Beschäftigung in Deutschland.  

Die Tabelle auf Seite 33 zeigt, welchen 
Aufenthaltsstatus Jugendliche und junge 
Volljährige benötigen, um an PerF teilneh-
men zu können, und wann damit begonnen 
werden kann. 

Die Maßnahme setzt sich aus folgenden 
Bausteinen zusammen:  

Innerhalb der ersten vier Wochen:  

 Eingangsgespräch (Abklären der in-
dividuellen Ausgangslage, Erstellen 
eines umfassenden Profils, Erkennen 
weiterer Handlungsbedarfe)  

 Informationen über die Möglichkeit 
der Anerkennung im Ausland erwor-
bener Abschlüsse  

 Informationen über den deutschen 
Arbeitsmarkt  

In den darauffolgenden sechs Wochen:  

 Kompetenzfeststellung im „Echtbe-
trieb“ (in der Regel bei einem Arbeit-
geber; in Ausnahmefällen auch in 
den Werkstätten des Maßnahmen-
trägers)  

Innerhalb der sich anschließenden zwei 
Wochen:  

 Bewerbungsunterstützung  

                                                        
15 
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Buergerinn
enUndBuer-
ger/ArbeitundBeruf/ArbeitsJobsuche/ArbeitinDeutschland/
Asylbewer-
ber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI81989
3  

https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/ArbeitundBeruf/ArbeitsJobsuche/ArbeitinDeutschland/Asylbewerber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI819893
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/ArbeitundBeruf/ArbeitsJobsuche/ArbeitinDeutschland/Asylbewerber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI819893
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/ArbeitundBeruf/ArbeitsJobsuche/ArbeitinDeutschland/Asylbewerber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI819893
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/ArbeitundBeruf/ArbeitsJobsuche/ArbeitinDeutschland/Asylbewerber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI819893
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/ArbeitundBeruf/ArbeitsJobsuche/ArbeitinDeutschland/Asylbewerber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI819893
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/ArbeitundBeruf/ArbeitsJobsuche/ArbeitinDeutschland/Asylbewerber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI819893
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 Allgemeine Informationen über die 
Möglichkeiten der Arbeitsplatzsuche  

 Unterstützung im Umgang mit der 
JOBBÖRSE der Bundesagentur für 
Arbeit und deren Funktionen  

Während der gesamten Maßnahmendauer 
werden berufsbezogene Deutschkenntnisse 
vermittelt bzw. vertieft. In den Phasen, die 
beim Maßnahmenträger stattfinden (in den 
ersten vier und den letzten zwei Wochen 
der Maßnahme), erfolgt die Vermittlung von 
Deutschkenntnissen täglich in zwei Zeit-
stunden. In der Phase des „Echtbetriebes“ 
wird das Sprachtraining an einem Tag in 
der Woche in sechs Zeitstunden beim Maß-
nahmenträger durchgeführt.  

3.4. Betriebliche Berufs-
ausbildung 

Das primäre Ziel aller bisher vorgestellten 
Angebote und Maßnahmen ist es, junge 
Menschen auf ihrem Weg in die Selbststän-
digkeit zu begleiten. Dass der Teilhabe jun-
ger Flüchtlinge am Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt hinsichtlich ihrer gesellschaftli-
chen Integration und der Verbesserung ih-
rer Bleibeperspektiven ein zentraler Stel-
lenwert beigemessen werden muss, wurde 
bereits vielfach verdeutlicht. Im Folgenden 
werden verschiedene Angebote der Bunde-
sagentur für Arbeit vorgestellt, die jungen 
Menschen die Aufnahme und Fortsetzung, 
insbesondere aber den erfolgreichen Ab-
schluss einer Ausbildung ermöglichen und 
Ausbildungsabbrüche verhindern sollen. 
Diese Angebote sollten gleichfalls als Un-
terstützungsoptionen für junge Flüchtlinge 
in Betracht gezogen und frühzeitig in den 
Planungen der Zeit nach der Kinder- und 
Jugendhilfe berücksichtigt werden.    

Grundsätzlich gilt, dass Flüchtlinge unab-
hängig  von ihrem Aufenthaltsstatus eine 
betriebliche Berufsausbildung beginnen 
können, ohne dass dafür die Zustimmung 
der Bundesagentur für Arbeit erforderlich 
ist. Personen mit einer Aufenthaltsgestat-
tung (§ 55 AsylG) oder einer Duldung (§ 
60a AufenthG) benötigen allerdings eine 
Arbeitserlaubnis, die bei der örtlich zustän-
digen Ausländerbehörde eingeholt werden 
muss. Inhaberinnen und Inhaber einer Dul-

dung dürfen betriebliche Berufsausbildun-
gen sofort, Personen mit Aufenthaltsgestat-
tung erst nach einem dreimonatigen Auf-
enthalt in Deutschland beginnen. Sobald ein 
Ausbildungsvertrag mit einem Betrieb vor-
liegt, werden die Flüchtlinge regulär in die 
jeweilige Berufsschulklasse aufgenommen, 
in der ergänzend zum praktischen Teil der 
Ausbildung allgemeinbildende und fachthe-
oretische Inhalte vermittelt werden und Zu-
satzangebote – etwa in Form von weiterer 
Sprachförderung – wahrgenommen werden 
können.  

Erfolgreiche berufliche Integration heißt ne-
ben dem gelungenen Übergang (von der 
Schule) in die Ausbildung auch die Erlan-
gung eines anerkannten Berufsabschlus-
ses. Das Integrationsgesetz, das seit Juli 
2016 in Kraft ist, hat zu erheblichen Ver-
besserungen hinsichtlich der Rechtssicher-
heit von geduldeten Flüchtlingen während 
einer Ausbildung geführt. Näheres wird da-
zu in Kapitel 3.1 erläutert.  

3.4.1. Assistierte Ausbildung  
(AsA) 

Maßnahmen der Assistierten Ausbildung 
(AsA) richten sich an Jugendliche und junge 
Volljährige, die ihre Vollzeitschulpflicht er-
füllt haben und die jünger als 25 Jahre alt 
sind. Ziel ist es, förderungsbedürftige junge 
Menschen und deren Ausbildungsbetriebe 
während einer betrieblichen Berufsausbil-
dung (ausbildungsbegleitende Phase) zu 
unterstützen und somit zu einem erfolgrei-
chen Abschluss der Berufsausbildung bei-
zutragen. Die Assistierte Ausbildung kann 
auch eine vorgeschaltete ausbildungsvorbe-
reitende Phase zur Ausbildungsaufnahme 
enthalten. Zudem besteht die Möglichkeit 
der Förderung einer Zweitausbildung, so-
fern diese zu einer dauerhaften Eingliede-
rung in den Arbeitsmarkt erforderlich ist. 

Hilfestellungen gibt es im Rahmen der As-
sistierten Ausbildung bei: 

 Lücken und Lernschwierigkeiten in 
der Fachtheorie und Fachpraxis, 

 Sprachproblemen,  
 Problemen im sozialen Umfeld, 
 Problemen im Betrieb sowie  
 Problemen mit Prüfungen. 
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Förderungsbedürftig sind lernbeeinträchtig-
te und sozial benachteiligte Auszubildende, 
die wegen der in ihrer Person liegenden 
Gründe ohne Förderung eine betriebliche 
Berufsausbildung nicht beginnen, fortsetzen 
oder erfolgreich beenden können. Dieses 
Angebot bietet sich insbesondere für junge 
Menschen an, die während der Ausbildung 
eine intensive sozialpädagogische Betreu-
ung benötigen.  

Für junge Flüchtlinge, die Schwierigkeiten 
haben, sich in den für die gänzlich neuen 
Ausbildungsstrukturen zurechtzufinden, für 
die die Bewerkstelligung des Ausbildungs-
alltags eine Herausforderung darstellt oder 
die aufgrund geringer Deutschkenntnisse 
Unterstützung bei der Kommunikation im 
Betrieb benötigen, kann die Assistierte 
Ausbildung ebenfalls eine geeignete Maß-
nahme darstellen.  

Der Tabelle auf Seite 33 ist zu entnehmen, 
welcher Aufenthaltsstatus Jugendliche und 
junge Volljährige zur Inanspruchnahme von 
Maßnahmen der Assistierten Ausbildung 
berechtigt und wann damit begonnen wer-
den kann.  

Umgesetzt wird die Assistierte Ausbildung 
in kleinen Lerngruppen oder in Form von 
Einzelunterricht. Die regelmäßigen Aus-
tausch- und Lernangebote umfassen dabei 
vier bis neun Stunden wöchentlich, die in 
der Regel außerhalb der betrieblichen Aus-
bildungszeiten stattfinden. Zudem erfolgt 
eine regelmäßige Begleitung im Betrieb, um 
den jungen Menschen auch vor Ort Hilfe-
stellungen zu geben.   

Die Rechte und Pflichten aus dem Ausbil-
dungsverhältnis bleiben von der Assistierten 
Ausbildung unberührt. Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer können unter bestimmten 
Voraussetzungen auch Berufsausbildungs-
beihilfe (BAB) erhalten (siehe dazu Kapitel 
5.3).  

Weiterführende Informationen und hilfreiche 
Links zur Assistierten Ausbildung stellt die 
Bundesagentur für Arbeit auf ihrer Internet-
seite zur Verfügung.16  

                                                        
16 
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Buergerinn
enUndBuer-

3.4.2. Ausbildungsbegleitende  
Hilfen (abH) 

Mit ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH) 
soll förderungsbedürftigen jungen Men-
schen, die ihre Vollzeitschulpflicht erfüllt 
haben, die Aufnahme, Fortsetzung sowie 
der erfolgreiche Abschluss einer erstmali-
gen betrieblichen Berufsausbildung in aner-
kannten Ausbildungsberufen ermöglicht und 
Ausbildungsabbrüche verhindert werden. 
Es besteht die Möglichkeit der Förderung 
einer Zweitausbildung mit ausbildungsbe-
gleitenden Hilfen, sofern diese zu einer 
dauerhaften Eingliederung in den Arbeits-
markt erforderlich ist. 

Jungen Menschen in einer Einstiegsqualifi-
zierung soll durch ausbildungsbegleitende 
Hilfen die erfolgreiche Absolvierung der 
Einstiegsqualifizierung ermöglicht werden. 
Zudem können ausbildungsbegleitende Hil-
fen dazu beitragen, die Chancen auf einen 
Übergang in eine sich anschließende Be-
rufsausbildung zu verbessern. 

Hilfestellungen gibt es im Rahmen der aus-
bildungsbegleitenden Hilfen bei: 

 Lücken und Lernschwierigkeiten in 
der Fachtheorie und Fachpraxis, 

 Sprachproblemen, 
 Problemen im sozialen Umfeld, 
 Problemen im Betrieb, 
 Problemen mit Prüfungen. 

Förderungsbedürftig sind Auszubildende, 
die wegen der in ihrer Person liegenden 
Gründe ohne die Förderung eine Berufs-
ausbildung bzw. Einstiegsqualifizierung 
nicht beginnen, fortsetzen oder erfolgreich 
beenden können. Hierbei gibt es – anders 
als bei anderen Unterstützungsangeboten 
der Bundesagentur für Arbeit – keine Al-
tersbeschränkung. Dieses Angebot bietet 
sich insbesondere für junge Menschen an, 
die während der Ausbildung sozialpädago-
gische Betreuung benötigen. Diese ist aller-
dings weniger intensiv als bei der Assistier-
ten Ausbildung (AsA). 

                                                                                           

ger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsaus
bil-
dung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515
290 

https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
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Für junge Flüchtlinge, die Schwierigkeiten 
haben, sich in den für die gänzlich neuen 
Ausbildungsstrukturen zurechtzufinden, für 
die die Bewerkstelligung des Ausbildungs-
alltags eine Herausforderung darstellt oder 
die aufgrund geringer Deutschkenntnisse 
Unterstützung bei der Kommunikation im 
Betrieb benötigen, können die ausbildungs-
begleitenden Hilfen ebenfalls eine geeigne-
te Maßnahme darstellen.  

Der Tabelle auf Seite 33 ist zu entnehmen, 
welcher Aufenthaltsstatus Jugendliche und 
junge Volljährige zur Inanspruchnahme von 
ausbildungsbegleitenden Hilfen berechtigt 
und wann damit begonnen werden kann. 

Umgesetzt werden ausbildungsbegleitende 
Hilfen in kleinen Lerngruppen oder in Form 
von Einzelunterricht. Der regelmäßige 
Stütz- und Förderunterricht umfasst drei bis 
acht Stunden wöchentlich, der in der Regel 
außerhalb der betrieblichen Ausbildungszei-
ten stattfindet. 

Weiterführende Informationen und hilfreiche 
Links zu ausbildungsbegleitenden Hilfen 
stellt die Bundesagentur für Arbeit auf ihrer 
Internetseite zur Verfügung.17  

3.4.3. Berufsausbildung in  
außerbetrieblichen  
Einrichtungen (BaE) 

Im Rahmen einer Berufsausbildung in einer 
außerbetrieblichen Einrichtung (BaE) soll 
lernbeeinträchtigten und sozial benachteilig-
ten jungen Menschen, die auch mit einer 
Assistierten Ausbildung (AsA) oder ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen (abH) nicht in ei-
nem Betrieb ausgebildet werden können, 
ein Ausbildungsabschluss ermöglicht wer-
den. Angestrebt wird ein frühzeitiger Über-
gang in eine betriebliche Ausbildung – mög-
lichst bereits nach dem ersten Ausbildungs-
jahr. Gelingt der Übergang nicht, wird die 
Ausbildung bis zum Abschluss außerbe-
trieblich fortgeführt. 

                                                        
17 
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Buergerinn
enUndBuer-
ger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsaus
bil-
dung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515
290 

In Anspruch nehmen können die Berufs-
ausbildung in außerbetrieblichen Einrich-
tungen lernbeeinträchtigte und sozial be-
nachteiligte junge Menschen, die 

 keine berufliche Erstausbildung ha-
ben, 

 die Vollzeitschulpflicht erfüllt haben 
und 

 wegen der in ihrer Person liegenden 
Gründe ohne Förderung eine betrieb-
liche Berufsausbildung auch mit ei-
ner Assistierten Ausbildung (AsA) 
oder ausbildungsbegleitenden Hilfen 
(abH) nicht beginnen können und 
deswegen auf eine außerbetriebliche 
Einrichtung angewiesen sind.  

Auszubildende, deren betriebliches oder 
außerbetriebliches Berufsausbildungsver-
hältnis vorzeitig gelöst worden ist und deren 
Eingliederung in eine betriebliche Berufs-
ausbildung auch mit ausbildungsfördernden 
Leistungen aussichtslos ist, können ihre 
Berufsausbildung in einer außerbetriebli-
chen Einrichtung fortsetzen, wenn zu erwar-
ten ist, dass die Berufsausbildung erfolg-
reich abgeschlossen werden kann. 

Der Tabelle auf Seite 33 ist zu entnehmen, 
welcher Aufenthaltsstatus Jugendliche und 
junge Volljährige zur Aufnahme einer Be-
rufsausbildung in einer außerbetrieblichen 
Einrichtung berechtigt und wann damit be-
gonnen werden kann. 

Die Berufsausbildung in außerbetrieblichen 
Einrichtungen kann in zwei unterschiedli-
chen Modellen durchgeführt werden. 

 Integratives Modell: Beim integrati-
ven Modell obliegt dem Bildungsträ-
ger sowohl die fachtheoretische als 
auch die fachpraktische Unterwei-
sung, welche durch betriebliche Pha-
sen ergänzt wird. 

 Kooperatives Modell: Beim koopera-
tiven Modell obliegt dem Bildungs-
träger nur die fachtheoretische Un-
terweisung. Die fachpraktische Un-
terweisung findet hingegen in Koope-
rationsbetrieben statt. 

Neben der fachspezifischen Unterweisung 
erhalten die Auszubildenden: 

https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
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 Stütz- und Förderunterricht in Fach-
theorie, Fachpraxis und allgemeinbil-
denden Schulfächern, 

 gezielte Prüfungsvorbereitung, 
 Beratung und Unterstützung bei 

Problemen.  

Die Auszubildenden erhalten eine Ausbil-
dungsvergütung. Erhalten junge Flüchtlinge 
Leistungen gemäß SGB VIII, SGB II oder 
dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG), wird die Ausbildungsvergütung – 
abgesehen von einem bestimmten Freibe-
trag – auf diese Leistungen angerechnet.  

Weiterführende Informationen und hilfreiche 
Links zur Berufsausbildung in außerbetrieb-
lichen Einrichtungen stellt die Bundesagen-
tur für Arbeit auf ihrer Internetseite zur Ver-
fügung.18  

3.5. Laufende Programme 
im Bereich Aus- und 
Weiterbildung von 
Flüchtlingen  
 

„Wege in Ausbildung für Flüchtlinge“  
Die Bundesagentur für Arbeit (BA), das 
Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) und der Zentralverband des 
Deutschen Handwerks (ZDH) haben sich 
auf eine gemeinsame Initiative zur Orientie-
rung, Qualifizierung und Integration von 
jungen Flüchtlingen in Ausbildung und Ar-
beit im Handwerk verständigt.  

Ausbildungszentren des Handwerks können 
in Kooperation mit den örtlichen Berufsbera-
tungen der Bundesagentur für Arbeit junge 
Flüchtlinge zwischen 16 und 25 Jahren in 
verschiedene Programme bringen, um sie 
durch Berufsorientierung, Qualifizierung, 
sozio- und arbeitskulturellen Unterricht und 
Sprachförderung auf Ausbildung und Arbeit 
im deutschen Handwerk vorzubereiten. 
Flankiert werden diese Maßnahmen durch 

                                                        
18 
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Buergerinn
enUndBuer-
ger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsaus
bil-
dung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515
290 

eine intensive sozialpädagogische Beglei-
tung und betriebliche Praktika.  

Die Initiative ist zunächst für einen Zeitraum 
von zwei Jahren ausgelegt und soll bun-
desweit bis zu 10.000 junge Flüchtlinge 
qualifizieren.  
 
„Berufsorientierung für Flüchtlinge – 
BOF“  
Mit der „Berufsorientierung für Flüchtlinge - 
BOF“ des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (BMBF) erhalten junge 
Flüchtlinge 13 Wochen lang vertiefende 
Einblicke in Ausbildungsberufe des Hand-
werks. Während der gesamten Maßnahme 
werden sie fachsprachlich qualifiziert und 
von einer Projektbegleiterin/einem Projekt-
begleiter individuell unterstützt. Die Berufs-
orientierung für Flüchtlinge gliedert sich in 
Werkstatttage, welche in Lehrwerkstätten in 
geschütztem Raum stattfinden, und eine 
anschließende Betriebsphase. BOF ist Teil 
der gemeinsamen Qualifizierungsinitiative 
„Wege in Ausbildung für Flüchtlinge“ der 
Bundesagentur für Arbeit (BA), des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung 
(BMBF) sowie des Zentralverbands des 
Deutschen Handwerks (ZDH).  
 
ESF-BAMF-Programm 

Für die Förderperiode 2014-2020 hat die 
Europäische Union das Bundesamt für Mig-
ration und Flüchtlinge (BAMF) mit der 
Durchführung des Programms zur berufs-
bezogenen Deutschförderung für Menschen 
mit Migrationshintergrund beauftragt. Das 
ESF-BAMF-Programm verbindet Deutsch-
unterricht, berufliche Qualifizierung und 
Praktika mit dem Ziel, die Chancen der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf eine 
nachhaltige Integration in den ersten Ar-
beitsmarkt zu erhöhen. Die Maßnahmen 
verstehen sich als ein Element im Kontext 
weiterer Fortbildungsangebote mit Arbeits-
marktbezug und sollen neben der direkten 
Aufnahme einer Ausbildung oder Beschäfti-
gung auch die Einmündung in weitergehen-
de Qualifizierungsmaßnahmen ermögli-
chen. 

https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/FoerderungderBerufsausbildung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI515290
http://www.bamf.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/M/migrationshintergrund.html?view=renderHelp%5bCatalogHelp%5d&nn=1367534
http://www.bamf.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/I/integration-glossar-d-ip.html?view=renderHelp%5bCatalogHelp%5d&nn=1367534
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4. Freiwilligen-
dienste 

Freiwilligendienste wie der Bundesfreiwilli-
gendienst (BFD), das Freiwilligen Sozialen 
Jahr (FSJ) und das Freiwilligen Ökologi-
schen Jahr (FÖJ) können jungen Flüchtlin-
gen einen ersten Einblick in die Strukturen 
des deutschen Arbeitsmarkts bieten und soll-
ten daher als eine weitere Option der Be-
rufsorientierung in Betracht gezogen werden. 
Die Motivation zur Teilnahme an einem 
Freiwilligendienst kann aber natürlich auch 
eine andere sein, wie etwa das Interesse an 
einem bestimmten Thema oder der Wunsch, 
sich ehrenamtlich zu engagieren.  
 

Teilnahmevoraussetzungen 

Die Teilnahme an Freiwilligendiensten steht 
auch Flüchtlingen offen, sofern sie die Voll-
zeitschulpflicht erfüllt haben oder volljährig 
sind. Voraussetzung ist, dass sie über einen 
Aufenthaltstitel verfügen, der sie zur Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit berechtigt. 
Dies ist bei anerkannten Asylberechtigten, 
bei nach der Genfer Flüchtlingskonvention 
anerkannten Flüchtlingen sowie bei sub-
sidiär Schutzberechtigten (§ 25 Abs. 1 oder 
2 AufenthG) grundsätzlich der Fall. Perso-
nen mit einer Aufenthaltsgestattung zur 
Durchführung des Asylverfahrens (§ 55 
AsylG) und mit einer Duldung (§ 60a Auf-
enthG) benötigen eine Arbeitserlaubnis, die 
bei der örtlich zuständigen Ausländerbehör-
de eingeholt werden muss. Bei Inhaberin-
nen und Inhabern einer Aufenthaltsgestat-
tung kann diese erst nach einem mindes-
tens dreimonatigen Aufenthalt in Deutsch-
land, bei Personen mit einer Duldung be-
reits ab dem ersten Tag des Aufenthalts 
erteilt werden. Hiervon ausgenommen sind 
Duldungsinhaberinnen und -inhaber, die 
Staatsangehörige eines sicheren Her-
kunftsstaates19 nach § 29a des Asylgeset-
zes sind und deren Asylantrag nach dem 
31. August 2015 abgelehnt wurde. Diesen 
Personen darf die Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit nicht erlaubt werden.  
                                                        
19 Hierzu gehören die Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union sowie Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, 
Kosovo, Mazedonien, Montenegro, Senegal und Serbien 
(Stand: Oktober 2016).  

Bei der Erteilung einer Arbeitserlaubnis 
handelt es sich um eine Ermessensent-
scheidung der Ausländerbehörde. Eine be-
triebliche Bescheinigung über die Absicht, 
einen jungen Menschen im Rahmen eines 
Freiwilligendienstes einzustellen, kann einer 
positiven Entscheidung zuträglich sein. Eine 
solche schriftliche Bescheinigung sollte da-
her vom jungen Menschen selbst – bei Be-
darf mit Unterstützung einer zuständigen 
Fachkraft – eingeholt werden. Eine Zustim-
mung der Bundesagentur für Arbeit ist hin-
gegen nicht erforderlich.  
 

Zielgruppe und Einsatzbereich  

Während sich das FSJ und das FÖJ an Ju-
gendliche und junge Erwachsene richten, 
die das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, gibt es beim BFD keine Altersbe-
schränkung. Die Dauer der Freiwilligen-
dienste beträgt in der Regel 12 Monate, 
mindestens aber sechs und höchstens 18 
Monate. In begründeten Einzelfällen kann 
die Dauer des Dienstes auf bis zu 24 Mona-
te verlängert werden.    

Freiwilligendienste werden in Betrieben ge-
leistet, die in sozialen, ökologischen oder 
kulturellen Bereichen tätig sind. Dazu gehö-
ren die Einsatzbereiche Kinder- und Ju-
gendhilfe, Jugendarbeit, Wohlfahrts-, Ge-
sundheits- und Altenpflege, Behindertenhil-
fe, Umwelt- und Naturschutz, Sport, Integra-
tion, Kultur- und Denkmalpflege, Bildung 
sowie Zivil- und Katastrophenschutz.  

Ein zwölfmonatiger Dienst beinhaltet neben 
der Arbeit im Betrieb die Teilnahme an min-
destens 25 Seminartagen, an denen Grund-
lagenwissen und politische Bildungsinhalte 
vermittelt werden. Während des Freiwilli-
gendienstes erhalten die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer immer eine pädagogische 
Begleitung. Für ihre individuelle Betreuung 
und die Begleitseminare müssen die Frei-
willigen finanziell nicht aufkommen.      
 
Stellensuche und Beratung 

Aufgrund der zum Teil spezifischen Rege-
lungen für Ausländerinnen und Ausländer 
können sich bei der Suche nach einer Ein-
satzstelle für Flüchtlinge weitere Fragen 
ergeben. Die Servicestelle Jugendfreiwilli-
gendienste beim Bundesamt für Familie und 
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zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) 
steht Trägern, Einsatzstellen und (potentiel-
len) Freiwilligen in solchen Fällen beratend 
und unterstützend zur Seite. 20  Speziell für 
den Bundesfreiwilligendienst gibt es zudem 
regionale Beraterinnen und Berater, die al-
len Interessierten für allgemeine Fragen 
sowie für Informationen zu Einsatzmöglich-
keiten und weiteren Zuständigkeiten vor Ort 
zur Verfügung stehen. Entsprechende Kon-
taktdaten sind ebenfalls auf der Internetsei-
te des BAFzA zu finden.21 

Bei der Suche nach einer Einsatzstelle im 
BFD kann die Suchfunktion auf der Inter-
netseite zum Bundesfreiwilligendienst des 
BAFzA hilfreich sein, die einen Überblick 
über potentielle Einsatzstellen bietet.22 Der 
Verein für soziales Leben e. V. hat auf sei-
ner Internetseite eine Stellenbörse für BFD 
und FSJ eingerichtet, die die Suche nach 
einer Einsatzstelle ebenfalls erleichtern 
kann.23 Eine regional gegliederte Übersicht 
über Anlaufstellen für das FSJ und das FÖJ 
stellt das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
auf seiner Internetseite zum Download be-
reit. 24  Auf der Internetseite des Bundesar-
beitskreises Freiwilliges Soziales Jahr (BAK 
FSJ) findet sich ebenfalls eine Liste von 
Trägern im FSJ. 25  Direkte Anfragen nach 
freien Einsatzstellen für Freiwilligendienste 
bei Betrieben vor Ort sind darüber hinaus 
immer möglich. Sind diese bereit, einen 
BFD, ein FSJ oder ein FÖJ anzubieten, 
können sie sich – sofern dies noch nicht 
geschehen ist – auch noch kurzfristig als 
Einsatzstelle anerkennen lassen. Hinweise 
zum Bewerbungsverfahren finden sich 
ebenfalls auf den Seiten des Vereins für 
soziales Leben e. V. und des BAK FSJ.      

                                                        
20 http://www.bafza.de/aufgaben/servicestelle-
jugendfreiwilligendienste.html   
21 http://www.bafza.de/das-
bundesamt/organisation/beraterinnen.html 
22 http://www.bundesfreiwilligendienst.de/no_cache/der-
bundesfreiwilligendienst/einsatzstellensuche.html    
23 http://www.bundes-freiwilligendienst.de/  
24 
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Freiwilligendienst
e/Pdf-Anlagen/fsj-foej-
anlaufstel-
len,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf 
25 http://www.pro-fsj.de/de/traeger  

Finanzielle Leistungen und Versiche-
rungsschutz im Freiwilligendienst  

Während eines Freiwilligendienstes sind die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer grund-
sätzlich gesetzlich sozialversichert. Die Bei-
träge für die Kranken-, Pflege-, Arbeitslo-
sen-, Renten- und Unfallversicherung leis-
ten die Träger beziehungsweise die Ein-
satzstelle.  

Bis zum 25. Lebensjahr besteht zudem ein 
Anspruch auf Kindergeld nach dem Bun-
deskindergeldgesetz. Für junge Flüchtlinge 
gelten hierbei besondere Bestimmungen – 
insbesondere hinsichtlich ihres Aufenthalts-
status –, die in Kapitel 5.1 nachzulesen 
sind. Befinden sich unbegleitete minderjäh-
rige Flüchtlinge in den Hilfen zur Erziehung, 
wird das Kindergeld auf die Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe angerechnet.       

In der Regel erhalten die Freiwilligen wäh-
rend ihres Einsatzes ein Taschengeld, des-
sen Höhe von der Einsatzstelle bestimmt 
wird. Die Höchstgrenze liegt bei 372 Euro. 
Unterkunft, Verpflegung und Arbeitsklei-
dung können während des Freiwilligen-
dienstes gestellt bzw. als Geldersatzleis-
tungen gezahlt werden. Da Freiwilligen-
dienste nach offizieller Auffassung als „Be-
schäftigung“ gelten, wird das Taschengeld 
als Einkunft gewertet und damit – ebenso 
wie etwaige Sachleistungen – auf die er-
brachten SGB VIII-Leistungen angerechnet. 
Dies gilt ebenfalls für Flüchtlinge, die sich 
nicht mehr in den Hilfen zur Erziehung, aber 
in anderen Leistungssystemen wie dem 
Asylbewerberleistungsgesetz oder der 
Grundsicherung für erwerbsfähige Leis-
tungsberechtigte (Arbeitslosengeld II/Hartz 
IV) befinden.  

Die genaue Ausgestaltung der finanziellen 
Leistungen sollte im Einzelfall mit dem Ju-
gendamt bzw. dem Sozialamt oder dem 
Jobcenter geklärt werden.  
 

Sonderprogramm „BFD mit  
Flüchtlingsbezug“  
Das seit dem 01. Dezember 2015 laufende 
Sonderprogramm „BFD mit Flüchtlingsbe-
zug“ richtet sich explizit an Freiwillige in der 
Flüchtlingsarbeit sowie an anerkannte Asyl-
berechtigte und Asylbewerberinnen und 

http://www.bafza.de/aufgaben/servicestelle-jugendfreiwilligendienste.html
http://www.bafza.de/aufgaben/servicestelle-jugendfreiwilligendienste.html
http://www.bafza.de/das-bundesamt/organisation/beraterinnen.html
http://www.bafza.de/das-bundesamt/organisation/beraterinnen.html
http://www.bundesfreiwilligendienst.de/no_cache/der-bundesfreiwilligendienst/einsatzstellensuche.html
http://www.bundesfreiwilligendienst.de/no_cache/der-bundesfreiwilligendienst/einsatzstellensuche.html
http://www.bundes-freiwilligendienst.de/
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Freiwilligendienste/Pdf-Anlagen/fsj-foej-anlaufstellen,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Freiwilligendienste/Pdf-Anlagen/fsj-foej-anlaufstellen,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Freiwilligendienste/Pdf-Anlagen/fsj-foej-anlaufstellen,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Freiwilligendienste/Pdf-Anlagen/fsj-foej-anlaufstellen,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.pro-fsj.de/de/traeger
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Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive. 
Mit dem Sonderprogramm unterstützt die 
Bundesregierung bis zum 31. Dezember 
2018 die Schaffung von jährlich bis zu 
10.000 neuen BFD-Stellen, die einen Bezug 
zur Flüchtlingsarbeit haben. Flüchtlinge ha-
ben zudem die Möglichkeit, einen BFD auch 
in den regulären Bereichen abzuleisten. Ob 
es vor Ort freie Plätze gibt, die im Rahmen 
des Sonderprogramms besetzt werden 
können, kann bei den Einsatzstellen abge-
fragt werden.  

Für den Freiwilligendienst im Sonderpro-
gramm „BFD mit Flüchtlingsbezug“ gelten 
einige Sonderregelungen gegenüber dem 
Regel-BFD, die auf der Internetseite zum 
Bundesfreiwilligendienst des BAFzA zu fin-
den sind. 26  Dazu gehört etwa, dass die 
Freiwilligen – anders als beim Regel-BFD – 
volljährig sein müssen. Zudem gibt es die 
Möglichkeit, im Rahmen der 25 vorge-
schriebenen Seminartage einen bis zu 
vierwöchigen Deutschkurs für Flüchtlinge zu 
besuchen. Informationen darüber, wo und 
über welchen Träger Deutschkurse angebo-
ten werden, gibt es bei der jeweiligen Ein-
satzstelle.  

5. Finanzielle  
Unterstützungs-
möglichkeiten  

Um sicherzustellen, dass junge Menschen 
nach der Beendigung von Hilfen zur Erzie-
hung ihren Alltag gut bewerkstelligen kön-
nen und ihr Lebensunterhalt gesichert ist, 
sollte die Ausgestaltung möglichst reibungs-
loser Übergänge in die Selbstständigkeit 
oder in andere Hilfesysteme frühzeitig vor-
bereitet und unterstützt werden. Bei jungen 
Flüchtlingen in den Hilfen zur Erziehung 
müssen bei der Übergangsplanung neben 
den individuellen Unterstützungsbedarfen 
auch aufenthaltsrechtliche Regelungen im 
Blick behalten werden. Der Aufenthaltstitel 
eines Flüchtlings bestimmt maßgeblich, wie 
                                                        
26 
http://www.bundesfreiwilligendienst.de/fileadmin/de.bunde
sfreiwilligen-
dienst/content.de/Service/Downloads/Downloads2/Merkbla
tt_SK.pdf 

der Zugang zu Sozialleistungen aussieht. In 
diesem Zusammenhang gilt es, die An-
spruchsberechtigung auf die im Folgenden 
beschriebenen finanziellen Unterstützungs-
leistungen zu prüfen und zu klären, welche 
Stellen dem jungen Menschen zukünftig in 
Fragen des Leistungsbezugs beratend zur 
Seite stehen können.  

5.1. Kindergeld  
In Deutschland haben grundsätzlich nur 
Eltern, nicht aber die Kinder selbst einen 
Anspruch auf Kindergeld. Ist ein Kind, das 
in Deutschland seinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat, hingegen Voll-
waise oder kennt den Aufenthalt seiner El-
tern nicht, kann es Kindergeld „für sich 
selbst“ beantragen. Der Kindergeldan-
spruch unbegleiteter minderjähriger Flücht-
linge ist von ihrem Aufenthaltsstatus ab-
hängig. Sind sie asylberechtigt oder als 
Flüchtling anerkannt (§ 25 Abs. 1 oder 2 
AufenthG), haben sie einen Anspruch auf 
Kindergeld ab dem Zeitpunkt der Asylbe-
rechtigung bzw. der Anerkennung als 
Flüchtling im Sinne der Genfer Flüchtlings-
konvention durch das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF). Dasselbe gilt 
für Flüchtlinge mit anerkanntem subsidiä-
rem Schutz (§ 25 Abs. 2 AufenthG). Bei 
Personen mit Duldung (§ 60a AufenthG) 
oder Aufenthaltsgestattung zur Durchfüh-
rung des Asylverfahrens (§ 55 AsylG) be-
steht grundsätzlich kein Anspruch auf Kin-
dergeld. Wird ein Asylantrag positiv be-
schieden, kann im Einzelfall geprüft werden, 
ob rückwirkende Ansprüche für die Zeit des 
Asylverfahrens vor der Anerkennung beste-
hen.  

Befinden sich unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge in den Hilfen zur Erziehung, soll-
te die Antragstellung bei den Familienkas-
sen der Bundesagentur für Arbeit durch die 
zuständigen Fachkräfte erfolgen – bis zur 
Vollendung des 15. Lebensjahres grund-
sätzlich durch den gesetzlichen Vormund. 
Der Kindergeldsatz von monatlich 190 Euro 
wird dann auf die gewährten Hilfeleistungen 
angerechnet. Nach dem Erreichen der Voll-
jährigkeit besteht der Anspruch auf Kinder-
geld maximal bis zur Vollendung des 25. 
Lebensjahres weiter, wenn der junge 

http://www.bundesfreiwilligendienst.de/fileadmin/de.bundesfreiwilligendienst/content.de/Service/Downloads/Downloads2/Merkblatt_SK.pdf
http://www.bundesfreiwilligendienst.de/fileadmin/de.bundesfreiwilligendienst/content.de/Service/Downloads/Downloads2/Merkblatt_SK.pdf
http://www.bundesfreiwilligendienst.de/fileadmin/de.bundesfreiwilligendienst/content.de/Service/Downloads/Downloads2/Merkblatt_SK.pdf
http://www.bundesfreiwilligendienst.de/fileadmin/de.bundesfreiwilligendienst/content.de/Service/Downloads/Downloads2/Merkblatt_SK.pdf
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Mensch eine Schul- oder Berufsausbildung 
oder ein Studium absolviert, ernsthaft einen 
Ausbildungsplatz sucht oder bei einer Ar-
beitsagentur als arbeitssuchend gemeldet 
ist (bis zum vollendeten 21. Lebensjahr).  

Bei der örtlich zuständigen Familienkasse 
sind zur Beantragung von Kindergeld fol-
gende Unterlagen einzureichen:       

 Vollständig ausgefüllter und unter-
schriebener Antrag auf Kindergeld 
für Vollwaisen oder Kinder, die den 
Aufenthaltsort ihrer Eltern nicht ken-
nen,  

 bei Kindern über 18 Jahren: Nach-
weis über die Anspruchsvorausset-
zungen (zum Beispiel Schulbeschei-
nigung),  

 Nachweis über die unanfechtbare 
Anerkennung als Asylberechtig-
ter/Flüchtling (z.B. Aufenthaltstitel),  

 Nachweis über den Tag der Einreise 
in Deutschland,  

 geeignete Nachweise darüber, dass 
die Eltern verstorben oder unbekann-
ten Aufenthalts sind.  

Auf der Internetseite der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) findet sich ein Ortsverzeichnis 
aller Familienkassen in Deutschland.27 Wei-
tere allgemeine Informationen zum Kinder-
geld für Flüchtlinge stehen ebenfalls auf der 
Seite der Bundesagentur für Arbeit zur Ver-
fügung.28      

5.2. Bundesausbildungs-
förderungsgesetz  
(BAföG) 

Während einer schulischen Ausbildung (in 
allgemeinbildenden Schulen ab Klasse 10, 
Fachschulen, Berufsfachschulen und Schu-
len des zweiten Bildungswegs) oder eines 
Studiums besteht unter bestimmten Vo-

                                                        
27 
https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/
documents/webdatei/mdaw/mdk1/~edisp/l6019022dstbai3
77899.pdf 
28 
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Buergerinn
enUndBuer-
ger/FamilieundKinder/KindergeldKinderzuschlag/Detail/ind
ex.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI784479  

raussetzungen ein Anspruch auf Leistungen 
nach dem Bundesausbildungsförderungs-
gesetz (BAföG). Jungen Flüchtlingen, die 
sich nicht mehr in den Hilfen zur Erziehung 
befinden, kann es durch BAföG-Leistungen 
unter Umständen ermöglicht oder erleichtert 
werden, einen Schulabschluss zu machen 
oder ein Studium aufzunehmen und abzu-
schließen.   

Paragraph 8 des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes regelt, welche Ausländerin-
nen und Ausländer förderungsberechtigt 
sind. Personen mit einer Aufenthaltserlaub-
nis sind dann berechtigt, BAföG-Leistungen 
in Anspruch zu nehmen, wenn mit ihrer 
Aufenthaltserlaubnis eine Bleibeperspektive 
verbunden ist. Dies ist unter anderem bei 
anerkannten Asylberechtigten, bei nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention anerkannten 
Flüchtlingen sowie bei subsidiär Schutzbe-
rechtigten der Fall (§ 25 Abs. 1 oder 2 Auf-
enthG). Auch Personen, denen aufgrund 
ihres nachweisbaren Integrationserfolgs 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde (§ 
25a AufenthG), sind uneingeschränkt förde-
rungsberechtigt. Ist die Aufenthaltserlaubnis 
dagegen nicht zwingend mit einer Bleibe-
perspektive verbunden, besteht die BAföG-
Berechtigung nur dann, wenn sich die Per-
sonen seit mindestens 15 Monaten unun-
terbrochen rechtmäßig, gestattet oder ge-
duldet in Deutschland aufgehalten haben, 
bevor sie die Ausbildung aufnehmen. Dies 
ist etwa dann der Fall, wenn eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt wurde, weil ein natio-
nales Abschiebungsverbot vorliegt (§ 25 
Abs. 3 AufenthG), weil das Verlassen des 
Bundesgebietes auf Grund der besonderen 
Umstände des Einzelfalls eine außerge-
wöhnliche Härte für sie bedeuten würde (§ 
25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG) oder weil die 
Ausreise aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unmöglich ist (§ 25 Abs. 5 Auf-
enthG). Personen mit einer Duldung (§ 60a 
AufenthG) können BAföG-Leistungen in 
Anspruch nehmen, wenn sie sich seit min-
destens 15 Monaten durchgehend recht-
mäßig, gestattet oder geduldet in Deutsch-
land aufhalten. Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber mit einer Aufenthaltsgestat-
tung (§ 55 AsylG) können kein BAföG bean-
tragen. Sie erhalten Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG).  

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/~edisp/l6019022dstbai377899.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/~edisp/l6019022dstbai377899.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/~edisp/l6019022dstbai377899.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/FamilieundKinder/KindergeldKinderzuschlag/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI784479
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/FamilieundKinder/KindergeldKinderzuschlag/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI784479
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/FamilieundKinder/KindergeldKinderzuschlag/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI784479
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/FamilieundKinder/KindergeldKinderzuschlag/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI784479
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Die Beantragung von BAföG erfolgt beim 
Studentenwerk der jeweiligen Universität 
oder beim Amt für Ausbildungsförderung, 
wenn es sich um eine schulische Ausbil-
dung handelt.  

Das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) unterhält eine eigene 
Internetseite zum Thema BAföG, auf dem 
umfassend informiert wird. 29  Auch das 
Deutsche Studentenwerk bietet auf seiner 
Internetseite einen guten Überblick über die 
Gewährung von BAföG-Leistungen. 30  Aus-
führliche Informationen zu BAföG für Aus-
länderinnen und Ausländer sowie zu vielen 
weiteren Fragen der BAföG-Beantragung 
finden sich auf der Internetseite von BAföG 
Aktuell.31 Ein BAföG-FAQ, in dem auch Fra-
gen zur Förderberechtigung von Auslände-
rinnen und Ausländern beantwortet werden, 
stellt die Seite von Studis Online zur Verfü-
gung.32     

5.3. Berufsausbildungs-
beihilfe (BAB) 

Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) ist eine 
staatliche Förderung, die während einer 
Berufsausbildung oder einer berufsvorberei-
tenden Bildungsmaßnahme (BvB) geleistet 
werden kann. Der Zweck dieser Förderung 
liegt darin, Auszubildenden, die jünger als 
25 Jahre alt sind, eine finanzielle Grundlage 
zu gewähren, wenn sie während der Be-
rufsausbildung nicht bei den Eltern wohnen.  

Bei unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin-
gen, die ohne Eltern oder andere sorgebe-
rechtigte Begleitperson nach Deutschland 
gekommen sind, ist eine Fremdunterbrin-
gung immer gegeben. Wenn ihnen nach 
dem Erreichen der Volljährigkeit oder zu 
einem späteren Zeitpunkt keine Erzie-
hungshilfen mehr gewährt werden, sie sich 
aber noch in Ausbildung befinden, stellt sich 
die Frage der Unterbringung umso dringen-
der. Ob und in welcher Höhe in diesen Fäl-
len Berufsausbildungsbeihilfe gezahlt wird, 

                                                        
29 http://www.bafög.de/  
30 http://www.studentenwerke.de/de/bafoeg  
31 http://www.bafoeg-aktuell.de/  
32 http://www.bafoeg-rechner.de/FAQ/bafoeg-fuer-
auslaenderinnen.php  

hängt (auch) bei dieser Zielgruppe davon 
ab, welchen Aufenthaltsstatus sie haben, 
welche weiteren Hilfesysteme greifen, wie 
hoch der Gesamtbedarf eingeschätzt wird 
und wie hoch ein etwaiges Einkommen ist, 
das diesen Bedarf mindert. Der Tabelle auf 
Seite 33 ist zu entnehmen, welchen Aufent-
haltsstatus Jugendliche und junge Volljähri-
ge benötigen, um Anspruch auf Berufsaus-
bildungsbeihilfe geltend machen zu können. 
Alle weiteren Faktoren, die die Förderung 
beeinflussen können, müssen im Einzelfall 
geklärt werden. 

Die Gewährung von Berufsausbildungsbei-
hilfe erfolgt auf Antrag bei der lokal zustän-
digen Arbeitsagentur.  

Ausführliche Informationen zur Berufsaus-
bildungsbeihilfe stellt die Bundesagentur für 
Arbeit auf ihrer Internetseite zur Verfü-
gung.33 Einen guten Überblick bietet zudem 
die Seite von BAföG Aktuell.34  

5.4. Asylbewerberleis-
tungsgesetz und  
SGB II  

Neben oder ergänzend zu den genannten 
Sozialleistungen können Flüchtlinge, die 
sich nicht mehr in den Hilfen zur Erziehung 
befinden und nicht in der Lage sind, ihre 
materiellen Grundbedürfnisse aus eigenen 
Mitteln zu decken, unter bestimmten Um-
ständen Anspruch auf Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
oder nach dem SGB II (Arbeitslosengeld 
II/Hartz IV) geltend machen. Die Leistungs-
berechtigung einer Person ergibt sich aus 
ihrem Aufenthaltsstatus sowie aus einer 
Vielzahl unterschiedlicher Voraussetzungen 
und Ausschlüsse und muss daher im Ein-
zelfall geklärt werden. Grundsätzlich gilt das 
Asylbewerberleistungsgesetz für Asylbe-
werberinnen und Asylbewerber mit Aufent-
haltsgestattung (§ 55 AsylG), für Inhaberin-
nen und Inhaber einer Duldung (§ 60a Auf-

                                                        
33 
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Buergerinn
enUndBuer-
ger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/Berufsausbildungsbeihilfe
/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI485769 
34 http://www.bafoeg-
aktuell.de/karriere/berufsausbildungsbeihilfe.html 

http://www.bafög.de/
http://www.studentenwerke.de/de/bafoeg
http://www.bafoeg-aktuell.de/
http://www.bafoeg-rechner.de/FAQ/bafoeg-fuer-auslaenderinnen.php
http://www.bafoeg-rechner.de/FAQ/bafoeg-fuer-auslaenderinnen.php
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/Berufsausbildungsbeihilfe/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI485769
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/Berufsausbildungsbeihilfe/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI485769
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/Berufsausbildungsbeihilfe/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI485769
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Ausbildung/FinanzielleHilfen/Berufsausbildungsbeihilfe/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI485769
http://www.bafoeg-aktuell.de/karriere/berufsausbildungsbeihilfe.html
http://www.bafoeg-aktuell.de/karriere/berufsausbildungsbeihilfe.html
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enthG) und für andere Ausländerinnen und 
Ausländer, die sich – etwa aufgrund eines 
nationalen Abschiebungsverbotes (§ 25 
Abs. 3 AufenthG) – nur vorübergehend in 
Deutschland aufhalten dürfen. Für diesen 
Personenkreis sind die örtlichen Sozialäm-
ter zuständig. Die Anspruchsberechtigung 
auf Arbeitslosengeld II muss hingegen bei 
anerkannten Asylberechtigten, bei nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention anerkannten 
Flüchtlingen sowie bei subsidiär Schutzbe-
rechtigten (§ 25 Abs. 1 oder 2 AufenthG) 
geprüft werden. Dies fällt in den Zuständig-
keitsbereich der örtlichen Jobcenter.   

Einen guten Überblick über Sozialleistun-
gen für Flüchtlinge bietet eine Arbeitshilfe 
des Paritätischen Gesamtverbandes, die 
unter anderem auf der Seite des Berliner 
Flüchtlingsrats zum Download zur Verfü-
gung steht.35 

6. Ausblick  
Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe 
kommt hinsichtlich der Betreuung und Be-
gleitung unbegleiteter minderjähriger Flücht-
linge eine große Verantwortung zu, die 
auch die Vorbereitung auf die Zeit nach der 
jugendhilferechtlichen Unterbringung und 
Versorgung einschließt. Für einen gelin-
genden Übergang aus dem Leistungssys-
tem des SGB VIII müssen schon frühzeitig 
die Weichen gestellt werden, um sicherzu-
stellen, dass die jungen Menschen positive 
Entwicklungen in der Selbstständigkeit fort-
setzen können. Dies beinhaltet, dass sie bei 
Bedarf noch die Unterstützung erhalten, die 
sie benötigen. Zum einen gilt es, diesbezüg-
lich zu reflektieren, welchen Beitrag die 
Kinder- und Jugendhilfe selbst leisten kann, 
um Übergänge bedarfsgerecht auszugestal-
ten. Die Nutzung bestehender Spielräume 
in ihrem Verantwortungsbereich verweist 
auf Handlungsmöglichkeiten in der Über-
gangsgestaltung. So gibt es im bestehen-
den Angebotsspektrum Unterstützungsmög-
lichkeiten auch über die Volljährigkeit hin-
aus, wie etwa die Hilfe für junge Volljährige 
(§ 41 SGB VIII) und die Jugendsozialarbeit 

                                                        
35 http://www.fluechtlingsinfo-
berlin.de/fr/pdf/dpw_sozialleistungen-fluechtlinge.pdf    

(§ 13 SGB VIII). Um die entsprechenden 
Bedarfe einzelfallbezogenen einzuschätzen, 
steht der Kinder- und Jugendhilfe mit dem 
Hilfeplanverfahren ein erprobtes Instrument 
zur Planung und Steuerung von Hilfen zur 
Verfügung. Diese bereits bestehenden Ver-
fahren und Angebote sind in der Ausgestal-
tung verstärkt für die Zielgruppe der unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge zu nut-
zen und auf deren Bedarfe anzupassen. 

Zugleich ist die Übergangsgestaltung eine 
Kooperations- und Netzwerkaufgabe. Um 
junge Flüchtlinge auf ihrem Weg in die 
Selbstständigkeit gut begleiten zu können, 
bedarf es tragfähiger Kooperationen zwi-
schen der Kinder- und Jugendhilfe und an-
deren Institutionen und Akteuren, wie etwa 
Schulen, der Arbeitsverwaltung, der Aus-
länderbehörde sowie Vereinen und ehren-
amtlichen Initiativen. Diese verschiedenen 
Schnittstellen gilt es, spezifisch für die Ziel-
gruppe der jungen Geflüchteten zu profilie-
ren, um bedarfsgerechte Angebote bereit-
stellen und eine passgenaue Vermittlung 
gewährleisten zu können.   

Die zu gestaltende Herausforderung be-
steht somit darin, Regelstrukturen zu stär-
ken und damit die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, dass junge Flüchtlinge Zugän-
ge zu allen Angeboten haben, die auch an-
deren jungen Menschen offenstehen. Er-
gänzend dazu müssen passende Angebote 
entwickelt werden, die – dort wo notwendig 
– die spezifischen Bedarfe der jungen Ge-
flüchteten berücksichtigen. Um dieser an-
spruchsvollen Aufgabe gerecht werden zu 
können, braucht es vor Ort und auch über-
greifend tragfähige Arbeits- und Planungs-
strukturen, um die verschiedenen Akteure 
miteinander ins Gespräch zu bringen, ent-
sprechende (fach-)politische Entscheidun-
gen zu befördern und dadurch die notwen-
digen Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
dass zielgerichtete Vermittlung und pass-
genaue Unterstützung der jungen Men-
schen gesichert wird. 

 
 

http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/dpw_sozialleistungen-fluechtlinge.pdf
http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/dpw_sozialleistungen-fluechtlinge.pdf
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